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EINLEITUNG
Auch wenn die taz in ihrer "West"-Ausgabe den Linken und Großdeutschland-Gegnern 
prophezeit, sie würden bald nur noch als "Comic-Figuren" erscheinen, wollen wir 
weiter gegen Nationalismus und Deutschtümelei hetzen !
"Nie wieder Deutschland" lautet das Motto zu einer bundesweiten Demon
stration, die am 5. Mai 1990 in Frankuf urt/Main stattfindet.
Den Aufruf zu dieser Demonstration setzen wir in dieser Ausgabe an die Stelle eines 
Leitartikels.
Ansonsten wollen wir aber immer internationalistischer werden, je mehr "Deutsch
land" bei vielen das einzige und vorrangige Thema ist. Daher in diesem Heft ein Be
richt über den türkischen Exil-Autor Nihat Behram und ein Interview mit dem 
türkischen Asylbewerber Garip Yilmaz.
Daher außerdem Informationen zum Stand des Düsseldorfer Kurdenprozesses.
Auch wenn es den Anschein hat, als ob die Faschisten von REP, NPD, DVU und FAP 
bei der breiten Öffentlichkeit völlig in den Hintergrund getreten sind - deren 
Interessen sind zweifellos bei der augenblicklichen Regierungspolitik hervorragend 
aufgehoben - die Faschisten sind regsamer als je zuvor und baden geradezu in der 
"Volkstümlichkeit" der nationalen Begeisterung.
REPs verabschieden ein neues Parteiprogramm in Rosenheim (hierzu drucken wir 
eine Stellungnahme des SPD-Bundesvorstands), NPD marschiert am 17. Februar in 
Frankfurt/M. auf, FAP plant Bundesparteitag am 10. März, dies nur einige Stich
worte.
Doch auch die Antifaschistinnen sind wieder munterer geworden. Immerhin nahezu 
3000 Menschen protestierten gegen den NPD-Aufmarsch in Frankfurt. Am 5. Mai be
rät die landesweite Antifa-Konferenz in NRW ihre weiteren Aufgaben.
Mehr als schädlich das Machtspiel der SPD-orientierten Kräfte, die den bundes
weiten Bündniszusammenschluß erst einmal zum Scheitern gebracht haben.
Und unsere Antif aZ ? Wir mühen uns redlich, Schritt zu halten. Die Unterstützung 
hat zugenommen, aber mit den Finanzen siehts nach wie vor "mies" aus.
Bitte an alle: Zahlt Eure Abos, unterstützt die AntifaZ durch ein Förder-Abo. 
Trotz alledem: Der Kampf geht weiter !
Nie wieder Deutschland !
Kommt alle zur bundesweiten Demonstration am 5. Mai !

Mit herzlichen Grüßen

Eure

ANTIF AZ-Redaktion
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Nie wieder Deutschland!
Gegen ,, Wieder- “ oder,,Neuvereinigung “ von BRD und DDR

Am 2i. Januar 1990 trafen sich in Köln verschiedene linke Zusam
menhänge, die seit einiger Zeit unter dem Namen "Radikale Linke" 
fungieren. Unter dem Motto "Nie wieder Deutschland" verabschie
deten sie einen Aufruf zu einer bundesweiten Demonstration, die 
(voraussichtlich) am 5. Mai 1990 in Frankfurt/Main stattfinden wird. 
Bedauerlich, daß dieser Termin mit der ebenfalls an diesem Tag 
stattfindenden NRW-landesweiten Konferenz antifaschistischer Or
ganisationen und Initiativen zusammenfällt.
Dennoch ist diese Initiative zu begrüßen, ist sie doch Teil eines, 
wenn auch nach wie vor sehr geringen Widerstands gegen die "Groß- 
deutschland"-Pläne der BRD.
Im folgenden drucken wir den Aufruf in Auszügen ab

Von einem Tag auf den nächsten ist die 
Bundesrepublik in einen deutsch-natio
nalen Taumel geraten, der in der Nach
kriegszeit ohne Beispiel ist. Als die 
Mauer geöffnet wurde, setzte die bun
desrepublikanische Politik die Wieder- 
verein'gung auf die Tagesordnung. Im 
Bundestag sang eine großdeutsche All
parteienkoalition das Deutschland
lied-ähnlich wie einst am 4. August 
1914 nach Beginn des 1. Weltkriegs, und 
ähnlich wie am 17. Mai 1933 zur Be
kräftigung der außenpolitischen Erklä
rung Hitlers. Mit dem nationalistischen 
Taumel verband sich der Triumph des 
Sieges über das "Reich des Bösen".
"Realer Sozialismus" am Ende
Es ist ja wahr: Das System, das sich 
"Realer Sozialismus" nannte, ist am 
Ende. Viele Menschen, die sich zwar nie 
mit der spezifischen Gesellsch^tsform 
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der DDR, UdSSR usw. identifiziert, 
sich aber für eine sozialistische Gesell
schaft und gegen kapitalistische Aus
beutung und Unterdrückung engagiert 
hatten, spüren in ihrer Arbeit und im 
öffentlichen Klima die Offensive von 
rechts: Es läuft eine massive, teils of
fene, teils subtile Kampagne, mit der 
Überlegungen zu einem "Sozialismus" 
gleich welcher Art, oder planvollem 
Wirtschaften, aus der gesellschaftli
chen Diskussion ausgegrenzt werden 
sollen.
Stattdessen wird das Hohelied auf die 
Leistungsgesellschaft und den 
Markt-und das heißt: auf ein Wirtschaf
ten nach dem Recht des Stärkeren- an
gestimmt. Gleichzeitig ist das Wieder
aufleben eines neuen großdeutschen 
Nationalismus, Revanchismus, Antise
mitismus und verschärften Rassismus



sowie ein anhaltender Sexismus festzu
stellen.
Kapitalismus siegreich
Der Kapitalismus erwies sich in der 
Auseinandersetzung mit den nichtkapi
talistischen Gesellschaftsordnungen 
des RGW als siegreich. Die Strategie 
des Imperislismus, diese Gesellschafts
systeme zu beseitigen, hat Erfolg.
Dieser Sieg resultiert allerdings nicht 
nur aus der Stärke des kapitalistischen 
Systems, sondern auch aus der inneren 
Brüchigkeit der bürokratischen Herr
schaft in den RGW-Staaten.
Alle Versuche, den Kapitalismus zu 
überwinden- kommunistische Genos
senschaften in den USA im 19. Jahrhun
dert, die Pariser Commune 1871 und 
jetzt auch die nichtkapitalistischen Ge
sellschaften im RGW-Bereich- konnten 
von diesem bis heute niedergemacht 
werden.
Damit hat sich vorerst eine Ordnung 
durchgesetzt, die auf Ausbeutung und 
Ausrottung beruht: Ausbeutung von be
zahlter und unbezahlter Arbeitskraft 
und Raubbau an der Natur in den am 
höchsten entwickelten kapitalistischen 
Ländern, dazu Verelendung und Ausrot
tung ganzer Völker in den Teilen der 
Welt, die in "Unterentwicklung" gehal
ten werden. Die Mobilisierung aller

Reichtümer, die durch Ausbeutung und 
Ausrottung für den "Freien Westen" 
gewonnen wurden, gehört ebenfalls zu 
den Voraussetzungen des kapitalisti
schen Siegs.
Weltkrieg noch immer möglich 
Gegenwärtig hat es den Anschein, als 
ob durch den faktischen Auflösungspro
zeß der Militärorganisation des War
schauer Paktes ein Weltkrieg unwahr
scheinlicher geworden wäre. Aber: 
Rüstungsproduktion, Rüstungsexport, 
militärische Interventionen gegen die

jenigen Staaten, welche den kapitali
stischen Zentren nicht völlig parieren, 
werden bleiben. Überdies ist zu be
fürchten, daß imperialistischer Grö
ßenwahn sich mit der Zersetzung der 
RGW-Staaten weiterentwickelt und 
auch eine militärische Dynamik ge
winnt. Es ist daran zu erinnern, daß die

Demonstration: Nein zu Großdeutschland, Stuttgart

noch gar nicht so lange zurückliegende 
westliche "Nachrüstung" von Szenarien 
ausging, welche eine verblüffende Ähn
lichkeit zur heutigen Realität aufwei
sen.

Bonner Großdeutschland-Pläne

Wie sehr sich die Bonner Regierenden 
bereits als die Herren von morgen auf
führen, zeigt sich daran, daß sie sich 
weigern, die Unantastbarkeit der polni
schen Westgrenze zu garantieren. Wenn 
Bundespolitik und Bundesjustiz über die 
Grenzen von 1937 räsonieren, denken 
die Menschen im Ausland an 1939. Das 
stört die CDU nicht. Und wenn SPD und 
FDP heute eine Anerkennung der 
Oder-Neiße-Grenze ohne Wenn und 
Aber fordern, so verschweigen sie, daß 
das Wenn und Aber Bestandteil ihrer ei
genen Ostpolitik der siebziger Jahre 
war. Ihnen geht es darum, die Wieder
vereinigung unter Dach und Fach zu 
bringen-dann sehen sie weiter. Ein Wil
ly Brandt, der sich in der Springer-Pres
se als Gesamtdeutscher feiern läßt, 
verhöhnt heute alle diejenigen, die sein 
Niederknien im Warschauer Ghetto ein
mal bewegt hat.
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Kapital erobert die DDR
Schon längst erfolgt eine ökonomische 
und politische Durchdringung der DDR. 
Ihre zukünftigen formellen Regierun
gen werden für die "sozialen Grausam
keiten" verantwortlich zeichnen, die im 
Rahmen eines solchen Prozesses einem 
großen Teil der Bevölkerung aufgebür
det werden, z.B. insbesondere den 
Frauen. Es zeichnet sich schon jetzt ab, 
daß den Frauen eine negative "Vorrei- 
terinnen"-Rolle zugedacht wird: So sind 
von den anstehenden Umstrukturierun
gen und Entlassungen zu 80% Frauen 
betroffen. Auch ist zu befürchten, daß 
bisherige DDR-spezifische positive Er
rungenschaften der sozialen, materiel
len und rechtlichen Situation von Frau
en wieder zurückgeschraubt werden.
"Wiedervereingung" steht vor 
der Tür
Die Meinungsmacher in der Bundesre- 
publik-und zunehmend auch in der 
DDR-bereiten uns schon jetzt allmäh
lich auf zukünftige Volksabstimmungen 
in beiden deutschen Staaten über eine 
etwaige Wiedervereinigung oder "Neu
vereinigung" vor. Es ist denkbar, daß 
sich in der DDR eine Mehrheit dafür 
findet.
Wir aber wollen dafür eintreten, daß 
möglichst viele Frauen und Männer in 
der Bundesrepublik sich gegen die 
staatliche Einheit "Deutsch
lands" oder andere nationalistische 
Wege entscheiden. Dies wäre im Inter
esse der Lohnabhängigen und Ausge
grenzten. Von einem nationalen Taumel 
haben sie nichts als Nachteile:
Er dient einzig dem maximalen Profit 
Weniger, befördert die Disziplinierung 
der Opposition und bedroht alle Ansät
ze humanistischer, antisexistischer so
wie ökologischer Politik.
Gegen Nationalismus und 
Deutschtümelei- Für Solidarität 
und Menschlichkeit !
Viele, die aus der DDR in die BRD kom
men, wollen leben wie die überwiegen
de Mehrheit hierzulande. Diejenigen 
unter ihnen, die sich mit der hiesigen, 
bundesdeutschen Ellenbogengesell
schaft identifizieren und gar in den 
großdeutschen Chor miteinstimmen, 
begegnen wir mit einem negativen Pa
triotismus: Jede Asylbewerberin, jeder 
Asylbewerber, jede Immigrantin und 
jeder Immigrant aus den Ländern, die 
von der Bundesrepublik mit ausgeplün

dert werden, stehen uns näher als diese 
euphorischen "Brüder und Schwestern". 
Dem Nationalismus und der Deutschtü
melei wollen wir Menschlichkeit und 
Solidarität entgegenstellen-die Solida
rität mit den Schwachen, Ausgegrenz
ten und Stigmatisierten, die sich-über 
alle Grenzen hinweg-gegen die Herr
schenden und Mächtigen richtet gerade 
angesichts eirfs wachsenden Nationalis
mus, der eine verstärkte Repression be
fürchten läßt.
Bundesweite Demonstration ge
gen die Wiedervereinigung
Die angeblichen nationalen Gemein
samkeiten zwischen "Ostdeutschen" 
und "Westdeutschen" beruhen zumeist 
auf gemeingefährlicher Einbildung. 
Deutsch wird nicht nur in Bonn und Wei
mar gesprochen, sondern auch in Inns
bruck, Zürich und Liechtenstein. Goe
the fühlte bekanntlich undeutsch. Einen 
gemeinsamen Staat haben Sachsen und 
Hessen nur von 1871 bis 1945 gehabt, 
und das reichte für zwei große Kriege. 
Zwischen Westdeutschen und Ostdeut
schen besteht allerdings eine Haftungs
gemeinschaft für das, was sie-präzise: 
die in Deutschland Herrschenden und 
alle, die sie unterstützten- in der Ver
gangenheit zusammen an Verbrechen 
begangen haben.
Das antikolonialistische Recht auf 
Selbstbestimmung können die Deut
schen nicht in Anspruch nehmen, denn 
sie sind niemandes Kolonie. Auf die for
maljuristische Möglichkeit, "in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Frei
heit Deutschlands zu vollenden"(Grund- 
gesetz BRD), sollten sie verzichten an
gesichts des Schadens, welchen das 
Deutsche Raub-Reich der Jahre 
1871-1945 angerichtet hat. Entsteht 
ein neuer deutscher imperialistischer 
Koloß, wird niemand die anderen Völker 
Europas, vor allem des Ostens, vor ihm 
schützen können.
Wir schlagen eine bundesweite Demon
stration vor gegen die Wiederver
einigung, für die Anerkennung 
der Staatsbürgerschaft der DDR 
sowie für radikale Abrüstung in 
ganz Europa-mit Kampagnen für je
weils einseitige Vorleistungen hierzu
lande: Raus aus der NATO, Auflösung 
von Bundeswehr, Bundesgrenzschutz 
und Geheimdiensten.

Radikale Linke, 21.1.1990
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JUSOS SPALTEN BUNDESWEITE 
ANTIFA-KONFERENZ

Das Projekt "Antifaschi
stische Bundeskonferenz" 
im Sinne eines bundeswei
ten Bündnisses zwischen 
antifaschistischen Initia
tiven und einem Parteien- 
und Organisationenspek- 
trum unter Einschluß der
Gewerkschaft 
christlichen 
bewegung bis 
ist am Ende

:en, der
und Friedens- 

hin zur CDU 
der 2. BUN

DESKONFERENZ am
10./11.2. in
Frankfurt/Main vorerst ge
scheitert.
Festgehalten werden muß, 
daß verantwortlich dafür 
Juso —Bundesvorstand und 
ehemalige D K P - M i t g 1 i e d e r 
waren.

Die Auftaktveranstaltung in der Frank
furter Paulskirche sollte von OB Volker 
Hauff(SPD), Ulla Gorges(Aktion Sühne
zeichen), Horst-Eberhard Richter(Psy- 
chologe), Wolfgang Wolf(DDR, 1984 aus 
der SED ausgeschlossen), Klaus 
Zwickel(IG Metall) und einer Türkin als 
Vertreterin der Ausländerinnen bestrit
ten werden.

Veranstalter waren der bundesweite 
Arbeitsausschuß und das grüne Frank
furter Amt für multikulturelle Ange
legenheiten, während in Bremen im
merhin noch ein breiter Kreis antifa
schistischer Initiativen und Organisa
tionen aufgerufen hatte. Für viele An
tifaschistinnen hatte die Konferenz da
durch zurecht den Charakter, daß ihnen 
einige Prominente was über Antifa
schismus vorerzählen sollten, während 
die antifaschistischen Initiativen zu ei
ner sozialdemokratisch/grünen Rich
tungsbewegung umgemodelt werden 
sollten. Kein Wunder, daß etliche Ver
treter von Initiativen während der Er
öffnungsveranstaltung lautstark pro
testierten und ein Transparent "Kampf 
dem Faschismus heißt Kampf jeder 
Herrschaft" entrollten.
Die Plenen und Arbeitsgruppen am 
Samstag und Sonntag waren unter
schiedlich gut besucht, nicht alle fan
den statt.
Der Eklat kam zum Schluß: Bereits 
während der Konferenz war ein Be
schluß des bundesweiten Arbeitsaus
schusses bekannt geworden, künftig 
DKP und SDAJ nicht mehr als unter
stützende Organisationen des Arbeits-
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ausschusses aufzuführen. Begründet 
wurde dies mit angeblicher Nicht-Mit
arbeit. Außerdem widerspräche die Po
litik der beiden Organisationen dem 
Zweck des Bündnisses.
Eingebracht worden war dies von Mar
tin Stadelmaier, Juso-Bundesvorstand, 
und Rainer Moitz, aus der DKP ausge
tretener Bremer Vertreter im Aus
schuß, der auch im Forum "Ent
stehungsbedingungen des Faschismus" 
die reaktionäre Totalitarismus-Theorie 
in Form einer "neuen" Faschismusdefi
nition einführen wollte. Die "neue" De
finition: Stalinismus=Faschismus. 

gehen, daß zwei deutsche Staaten exi
stieren/...) Daher wenden wir uns ge
gen jegliche Vereinnahmungspläne und 
gegen jede Einmischungspolitik gegen
über der DDR und anderen Ostblock
staaten.")
Auf der Konferenz tauchte plötzlich 
eine von einzelnen Mitgliedern des Bun
desausschusses eingebrachte "Aktions
resolution 90" auf, in der von einem 
"dramatischen Prozeß der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten" die Rede 
war. Die Konferenz sollte plötzlich die 
SPD-Forderung nach einer "gesamteu
ropäischen Friedensordnung auf der

Die Teilnehmer des Forums verabschie
deten stattdessen einen Beschluß, der 
in das Abschlußplenum eingebracht 
wurde und in dem das Vorgehen des bun
desweiten Arbeitsausschusses als Aus
grenzung von Antifaschistinnen scharf 
kritisiert wurde. Auch seitens der anti
faschistischen Landeskoordination 
NRW lag ein Antrag vor, daß alle anti- 
fasachistischen Kräfte weiterhin Zu
gangsrecht zum Bundesausschuß haben 
sollten.
Der Versuch der Ausgrenzung von DKP 
und SDAJ ging Hand in Hand mit dem 
Versuch, die antifaschistische Bundes
konferenz auf "Wiedervereinigung" und 
Zustimmung zur SPD-Linie gegenüber 
der DDR festzulegen. Im Vorfeld der 
Konferenz war es noch möglich gewe
sen, ein konsensfähiges Thesenpapier 
für die Abschlußresolution zu ent
wickeln ("Jegliche Infragestellung der 
Nachkriegsgrenzen in Europa lehnen 
wir entschieden ab. Jegliches politische 
Handeln hat von der Tatsache auszu

Grundlage des KSZE-Prozesses" erhe
ben. Auf einer öffentlichen Redakti
onssitzung am Samstagabend wurde 
dies scharf kritisiert. M. Stadelmaier 
kündigte daraufhin für die Jusos an, 
wenn der Beschluß gegen DKP/SDAJ 
nicht zustandekäme und das "alte Dog
ma von der Zweistaatlichkeit" nicht 
endlich fallen würde, stiege er aus der 
Konferenz aus.

Genau dies passierte dann auf dem Ab
schlußplenum. Eine sehr große Mehr
heit der Teilnehmerinnen stimmte der 
Kritik an der Ausgrenzungspolitik ge
genüber DKP und SDAJ zu, worauf M. 
Stadelmaier, bis dahin Diskussionslei
ter, erklärte, die Jusos stiegen aus der 
Konferenz aus; IG Metall und Aktion 
Sühnezeichen schlossen sich dem an. 
Vermerkt werden muß, daß Vertreter 
der Hamburger Jusos und Gewerk
schaftsmitglieder unmittelbar danach 
gegen dieses Vorgehen protestierten.8



Ein geordneter Konferenzverlauf war 
nicht mehr möglich, die Konferenz lös
te sich nach hitzigen Diskussionen auf. 
Geplant ist, eventuell über die Landes
koordination NRW zu einem bundeswei
ten Treffen der Landeskoordinationen 
einzuladen, um zu beraten, was weiter
hin möglich sein wird.
Der Versuch der Wiederbelebung eines 
auf Bundesebene operierenden antifa
schistischen Aktionsbündnisses ist eher 
skeptisch zu beurteilen. Sozialdemo
kratische Kräfte hatten ein solches 
Projekt wohl Anfang 1989 noch für in
teressant gehalten: Die wachsende Em
pörung über die Wahlgewinne der Fa
schisten ließen die antifaschistische 
Bewegung interessant erscheinen. In
zwischen hat sich die politische Aus
gangssituation geändert: Die
deutsch-nationale und revanchistische 
Politik der SPD-Führung gegenüber der 
DDR hat an einer starken antifaschi
stischen Bewegung kein Interesse, sie 
kann sie nicht ohne weiteres vereinnah
men und muß eher mit antifaschisti
scher Opposition gegenüber ihren 
DDR-Anschlußplänen rechnen.
Die antifaschistische Bündnisarbeit 
wird vor allem örtlich, regional und auf 
Landesebene weiterentwickelt werden 
müssen-das heißt auch das Bündnis mit 
sozialdemokratischen, gewerkschaftli
chen und kirchlichen Kräften auf der 
Grundlage der kritischen Auseinander
setzung gegenüber Nationalismus, Re
vanchismus, deutscher Großmachtpoli
tik, Militarismus und Rassismus.

Aus einzelnen Arbeitsgruppen: 
AG "Wiedervereinigung-Nein" 
Die Referenten waren M. Jansen, Netz
werk Friedensinitiativen, Vertreter von 
Pax Christi, D. Dehrn, SPD Frankfurt 
und Sabine Wolf, Neues Forum, DDR.
Die SPD-Richtung war vorherrschend. 
Die Frage: "Was kann man tun ?" war 
eher rhetorisch gemeint. Die Antwort 
gaben sich die Referenten in der Weise, 
die DDR benötige und wolle 
bundesdeutsche Hilfe, "wir" müßten 
z.B. den branchenstrukturschwachen 
Betrieben helfen, "die Macht der Fak
ten" wurde beschworen.
Es gehe jetzt um "die Neugestaltung 
der Beziehungen und der gegenseitigen 
Abhängigkeiten", ein perspektivisches 
Zusammenwachsen müsse ins Auge ge
faßt werden. Was in den Beiträgen nicht 
oder nur am Rande auftauchte, waren 
soziale Widersprüche. Gegensätzliche

Interessen wie Lohnarbeit und Kapital 
wurden gar nicht thematisiert. Die 
"Europäische Friedensordnung", die ei
ne Entmilitarisierung bewirken sollte, 
war ein häufig gebrauchter Begriff.
S. Wolf, Neues Forum, DDR,schnitt das 
Problem zwar vorsichtig an, es drohe 
soziale Benachteiligung durch die "Wie
dervereinigung", jedoch sah sie diese 
als mehr oder weniger vollendete Tat
sache an.
Insbesondere die Besucher aus der DDR 
verbreiteten den Eindruck, es gäbe in 
der DDR nur noch den Willen zur Wie
dervereinigung. Einzig ein Verteter der 
"Vereinigten Linken" aus der DDR bil
dete eine Ausnahme. Er appellierte an 
die westdeutschen Linken, "sich doch in 
erster Linie mit ihren eigenen Proble
men zu befassen". Das sei der beste 
Beitrag zur Unterstützung der DDR.

AG "Entstehung des Faschis
mus"

Zwischen 100 und 150 Leute nahmen am 
Forum und der anschließenden Arbeits
gruppe "Entstehungsbedingungen des 
Neofaschismus" teil. Sie wurde ausge-



richtet von Mitgliedern der Bonner Ini
tiative "Gemeinsam gegen Neofaschis
mus". Es referierte u.a. Reinhard 
Kühnl.
Kühnl erklärte, daß ein Erfolg von Fa
schisten nur möglich sei bei "Zulauf von 
unten" und "Unterstützung von oben". 
3m Folgenden befaßte er sich jedoch 
fast ausschließlich mit der Frage nach 
der Anhangbildung faschistischer Orga
nisationen. Gründe für den zunehmen
den Erfolg faschistischer Organisatio
nen sind nach Ansicht von Kühnl neben 
der Verschärfung der Konkurrenz bis 
hin zum "Existenzkampf" auch "natio
nale Eigenheiten", die Verdrängung des 
"Gefühls Heimat" und ähnliches. Die 
Aufgaben der Antifaschistinnen blieben 
entsprechend unklar. Kühnl: "Die Mas

sen müssen sich selbst bewegen."
Er stieß in vielen Punkten auf Wider
spruch. Eine sachliche Diskussion er
wies sich jedoch als fast unmöglich, 
zumal erste Kritik seitens der Marxisti
schen Gruppe mit grenzenloser Polemik 
von Kühnl beantwortet wurde.
Der Vorschlag der Initiative "Gemein
sam gegen Neofaschismus", die Ar
beitsgruppe "Neofaschismus" im Rah
men der bundesweiten Konferenz zu ei
ner "ständigen Arbeitsgruppe" auszu
bauen, stieß auf Zustimmung. Hierbei 
geht es den Initiatoren im wesentlichen 
um die Zusammenarbeit der antikapita
listischen Richtung im Antifaschismus. 
Die Aufgaben einer solchen Arbeits
gruppe konnten jedoch nicht mehr dis
kutiert werden und blieben daher un
klar.

i2. LANDESWEITE ANTIFA-KONFERENZ
5- Mai 1990 in Düsseldorf

AUFRUF Zur landesweiten Demonstration und 12. landesweiten Kon
ferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen
5. Mai 1990, Düsseldorf

Unter dem Motto "Gleiche demokratische und soziale Rechte 
für Deutsche, Ausländerinnen und Ausländer! Kein Fuß
breit den Faschisten! Keine REP in den Landtag! Für ein 
konsequent antifaschistisches Nordrhein-Westfalen!" wird 
zur 12. landesweiten Antifa-Konferenz nach Düsseldorf aufgerufen.
Im Vorschlag für einen Aufruf heißt es u.a.:
"Insbesondere bei Menschen in den Ballungszentren an Rhein und Ruhr fiel die de
magogische Parole "Ausländer raus" und der Ruf nach dem "starken Mann" auf 
fruchtbaren Boden. Hier erreichten die REP 6-7 % der Stimmen. Durch die rechte 
Politik wurden die sozialen Probleme wie Wohnungsnot und Arbeitslosigkeit ver
schärft; die Menschen wurden unter erhöhten Konkurrenzdruck gesetzt und sozial 
vereinzelt; sie wurden durch ausländerfeindliche Politik und Großmachtgetöse an ein 
nationalistisches Denken herangeführt."
Uber den vorgelegten Vorschlag berät eine "Endredaktion" , die sich am Sonn
tag, dem ii.3.90, um 10.00 Uhr im VVN-Büro, Volmerswertherstr. 76, 
Düsseldorf, trifft.
Das nächste Vor be r e i t u ng s t r e f f e n findet statt am Sonntag, dem 1. 
April, 15.00 Uhr, in der Gaststätte "Artemis", Blücherstr. 6, Düssel
dorf.
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SPD
ZUM NEUEN PARTEIPROGRAMM DER SOGENANNTEN 
REPUBLIKANER

Die "Republikaner" bleiben im Kern, was sie waren: Eine chauvinisti
sche, antiegalitäre Partei. Sie verharmlosen den Nationalsozialis
mus, sie schüren Fremdenfeindlichkeit, wollen demokratische Rech
te einengen, rufen nach dem autoritären Staat und haben wirt- 
schafts- und sozialDolitisch nichts zu sagen.

Am 13./14. Januar 1990 haben 
die "Republikaner" auf ihrem 
Parteitag in Rosenheim ein neu
es Parteiprogramm verabschie
det. Es löst das aus dem Jahr 
1987 ab.
Recht überzeugt vom neuen Programm 
mit dem monströsen Titel: "Parteipro
gramm 1990-Unser Bekenntnis: 
Deutschland-Unsere Forderung: Wie
derherstellung Deutschlands-Unsere 
Vision: Berlin-Hauptstadt Deutsch
lands" scheint sogar Schönhuber nicht 
zu sein: "Das neue Programm ist nicht 
das Gelbe vom Ei."
Der Parteitag der REP trug teilweise 
gespenstische, teilweise groteske Züge. 
Angeblich gab es für die "Programm
debatte" eine Flut von Änderungsanträ
gen. Diese lagen dem Parteitag nicht 
vor. Das Tagungspräsidium erklärte zu

nächst, sie seien in einen neuen Ent
wurf, der jedoch ebenfalls nicht vorlag, 
eingearbeitet worden. Bei Nachfrage 
eines Delegierten stellte sich dann her
aus, daß die Programmkommission alle 
diese Anträge durchgeschaut habe und 
der Meinung sei, daß ihr ursprünglicher 
Entwurf diese Anträge bereits berück
sichtige.
Demzufolge wollte das Tagungspräsi
dium nur mündliche Anträge aus dem 
Plenum zulassen. Der Parteitag ließ 
sich das gefallen. Prägend war das 
weitgehende Desinteresse an dem Pro
gramm und ein unglaublicher Umgang 
des Tagungspräsidiums und der Partei
führung mit demokratischen Geflogen- 
heiten einer Debatte. Die Parteitags
delegierten wollten entmündigt wer
den-autoritäre Führung war gefragt.
Ziel des Vorstandes wares, auf jeden
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Fall ein neues Programm zu verab
schieden, denn ansonsten, so Schönhu
ber, würden "wir einen Wahlkampf mit 
einem fatalen Anhängsel", nämlich dem 
alten Programm, führen. Die teilweise 
chaotische Debatte war geprägt von 
dem Bemühen Schönhubers und Co., je
den Anstrich mangelnder Legalität zu 
vermeiden.
Beispiel: Es wurde immer wieder ver
sucht, bei Zahlungen, Leistungen, etc. 
den Zusatz "deutsch" miteinzubringen. 
Dies wurde vom Tagungspräsidium im

Neugeborenes, nicht Lebenstüchtiges sollte man gleich ..."
Marlene Raeke (48) findet an Hitler gut, daß er „reine deutsche Menschen 
züchten" wollte. „Geisteskranke" würde sie zwangssterilisieren lassen.

mer mit dem Hinweis auf das Grundge
setz abgelehnt. O-Ton des Versamm
lungsleiters: "Es wäre unklug", Leistun
gen für die Familie auf deutsche Fami
lien zu konzentrieren. Wurde es proble
matisch, griff Schönhuber ein und dik
tierte der Versammlung, wo es pro
grammatisch entlang gehen sollte.
Gravierende Veränderungen und 
Kontinuitäten gegenüber dem 
bisherigen Programm
Das Programm ist geglättet und von 
Reizworten befreit. Verschwunden sind 
z.B. allzu krasse Ausländerfeindlich
keit, die unverhohlenen Zensuran
drohungen für die Medien, die Grund
rechtsgewährung nur für "loyale" Bür
ger (Programm 1987), die Ausführungen 
zum Zivilschutz oder auch die Anmer
kungen zur Rolle der Frau.
Deutlich stärker akzentuiert sind die 
Deutschlandpolitik und der Bereich "In
nere Sicherheit". Die autoritären Vor
stellungen vom "Obrigkeitsstaat" sind 
unverändert. Das Kapitel zu Erziehung, 
Bildung, Wissenschaft und Kultur ist in 
der Substanz unverändert. Nationale 

Einsatzbereitschaft, "in der Tradition 
deutscher, christlicher und abendländi
scher Geschichte und Kultur", soll ge
fördert werden. Keine relevanten Neu
erungen bei Arbeit und Soziales: Es 
bleibt wenig substantiell. Der bis dato 
schon umfangreiche "Sonderangebots
katalog" für Zielgruppen wurde weiter 
aufgefächert.
Schönhuber und Co. haben im Pro
gramm eine deutliche Akzentverschie
bung vorgenommen. Angestrebt wird 
Reputierlichkeit, die Sprache zielt auf 
die CSU, die Deutsch-Nationalen in der 
Union insgesamt, aber auch auf die 
ÖDP, deren Potential im ländlichen 
Raum Süddeutschlands für die REP loh
nend erscheint. Die Unions-Rechte 
wird es schwer haben, programmati
sche Unterschiede zu den "Republika
nern" zu verdeutlichen.
Verfassungswidrig und rechts
extrem
Bereits auf der Aufschlagseite des Pro
grammentwurfs bekannten sich die 
REP- unterstützt durch ein Schaubild- 
zu den im Grundgesetz verankerten 
Grundrechten. Dies ist ein wesentliches 
Anliegen des Programms: Es gefällt 
sich in dem gebetsmühlenartig vorge
tragenen Versuch, jeglichen Verdacht 

des Extremismus oder der mangelnden
Grundgesetztreue zu zerstreuen.
Jedes Kapitel bringt den (teils falsch 
wiedergegebenen) Hinweis auf die 
Grundrechte, das Grundgesetz oder die 
Grundsätze anerkannter Berichte, Ver
träge, Institutionen usw. Der Wolf hat 
soviel Kreide gefressen, daß es jeder 
merkt. Es gibt keine Partei in der Bun
desrepublik, die es nötig hat, sich der
art plakativ auf die Gesetzeslage zu be
rufen.
Völkische Ideologie
Gerade unter dem Aspekt möglicher 
verfassungsrechtlicher Einwände wa
renvölkische Formulierungen schon im 
bisherigen Programm selten. Doch auch 
im neuen finden sich noch eindeutige 
Belege: "Untrennbarkeit von Volk, Na
tion und Staat", die Rechtskonstruktion 
einer "Superlegalität des deutschen 
Volkes", "gesundes Bauerntum ist eine 
Lebensfrage für das gesamte Volk", Be
drohung des Volkes durch "naiven Ma
terialismus", "mangelnden Respekt vor 
dem ungeborenen Leben" usw. (...). 
Ungebremster Chauvinismus 
"Deutschland" heißt das Programm der 
REP. Deutschlands "Wiederherstel-
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lung" soll zum "Kardinalpunkt unserer 
Außenpolitik" gemacht werden. "Wir 
stehen auch in der Tradition Bis
marcks...Gefordert ist...eine Politik, 
die das nationale Interesse unseres Vol
kes über zeitgeistige Strömungen 
stellt. Unsere Politik darf nicht ständig 
von dem schlechten Gewissen, resultie
rend aus zwölf kriminellen Herr
schaftsjahren, diktiert werden."(...) 
Im Programmtext bleibt unklar, was 
"wiedervereinigt" werden soll. Eine 
beigefügte Karte zu "Deutschlands völ
kerrechtlicher Lage" macht unge
bremsten Chauvinismus deutlich. Pom
mern, Ost- und Westpreußen zählen auf 
jeden Fall zu Deutschland, das Sude

ten- und Memelland werden fest in den 
Blick genommen, ebenso Danzig und 
der ehemalige Korridor. Immerhin: Eu- 
pen-Malmedy, Elsaß-Lothringen und 
vielleicht noch Österreich sind nicht 
tangiert. Auf dem REP-Parteitag wur
de am offiziellen Parteistand jedoch 
eine Karte verkauft, die neben diesen 
Gebieten auch Südtirol nicht vergessen 
läßt.
Im "Deutschlandpolitischen Konzept" 
("Rosenheimer Erklärung" der REP (es 
gibt zwei) ist in diesem Zusammenhang 
von einer "großen europäischen Lei
stung" Polens die Rede-"so wie sie 
Frankreich erbrachte, als es die Saar 
freigab." Den "in den deutschen Staa
tenverband zurückkehrenden Provin
zen" Polens wird ein Autonomiestatus 
angeboten. Die Sude tendeutschen sol
len in die Tschechoslowakei zurück
kehren, ihr Eigentum zurückerhalten 
und "umfassenden Autonomiestatus" 
erlangen.
Dies Konzept hat in den letzten Wochen 
zu Protesten einiger Vertriebenenver- 
bände bei den REP geführt. Es war 
nicht scharf genug.(...).
Geschichte in der Tradition des 
Dritten Reiches
In völliger Kontinuität zum 87er Pro
gramm spricht das neue davon, daß sich 
die Politik der REP "dem Diktat und 
den Auflagen der Siegermächte von 
1945" entziehe. Nach wie vor vernebeln 
die sog. Republikaner die deutsche Ver
antwortung für den Krieg. Nicht als 
Folge der NS-Diktatur wird die Spal
tung Deutschlands angesehen, sondern 
als Ergebnis des sich in Folge "der mili
tärischen Niederlage des Deutschen 
Reiches" verschärfenden Konflikte 
zwischen den USA und der UdSSR.

"Nur die äußere Gestalt Deutschlands" 
habe sich 1945 vernichten lassen. (...) 
"Law and order"
Der Abschnitt zu den Themen Innere 
Sicherheit/Kriminalität ist eines der 
Kernstücke des Programms.
"Nur ein starker Staat,...mit Autorität 
ausgestattet,...ist in der Lage für Ge
rechtigkeit zu sorgen und Sicherheit 
und Schutz für alle Bürger zu gewähr
leisten." Deshalb sind alle Teile des Si
cherheitsapparates zu stärken und 
"ihnen ihre Handlungsfreiheit" zurück
zugeben. Der Datenschutz ist abzu
bauen, der finale Rettungsschuß ebenso 
zu regeln wie die verdeckte Ermitt
lung.Resozialisierung habe den Täter
schutz vor den Opferschutz gestellt. 
Strafen seien deutlich zu erhöhen, die 
Todesstrafe werde aber aus "ethischen" 
Gründen abgelehnt.(...)
der Ruf nach Obrigkeitsstaat ist all
gemein. Sein Ziel ist der Abbau von 
Demokratie.

„Die holen die ganzen Neger rein", unterstellt Carmen 
Rosendahl (27) den „Altparteien". Mutter Ingrid (52) fühlt sich 
„als Deutsche nur noch wie ein Mensch zweiter Klasse“.

Wirtschafts- und Finanzpolitik: 
Eine Sammlung von Platituden 
Ein wildes Sammelsurium von Einzel
forderungen prägt den Entwurf auf den 
Feldern Wirtschafts- und Finanzpolitik. 
Populistische Forderungen, nach deren 
Vereinbarkeit, Realisierungs- und Fi
nanzierungsmöglichkeiten nicht ge
fragt wird, sind beinahe endlos. Getreu 
den völkischen Ansätzen der REP hat 
"Marktwirtschaft...dort ihre Grenzen, 
wo...elementare Interessen des Volkes 
verletzt" werden. Gewerkschaften ha
ben u.a. die Aufgabe, "...den Preis der 
Arbeit im Sinne des gesamten volks
wirtschaftlichen Vorteils" zu sehen. In 
guter alter rechtsextremer Tradition 
singen die "Republikaner" das hohe Lied



freien Unternehmertums und mißach
ten die sozialen Belange der Arbeit
nehmer. (...)
Ausländer-Menschen zweiter 
Klasse
De facto unverändert sind die Aus
führungen zum Thema Ausländer. Ent
fallen ist die ehedem angedrohte 
Streichung von Sozialleistungsansprü
chen. Deutlicher die Absage an die mul
tikulturelle Gesellschaft, "unser Land 
ist kein Einwanderungsland", härter die 
"Zuzugsperre für Ausländer", der 
"Familiennachzug nur in Ausnahmefäl
len", die Einschränkung des Asylrechts 
sowie der Zwang zu "Sach- statt Geld
leistungen sowie gemeinnütziger Ar
beit während des Asylverfahrens". Fol
gerichtig die Ablehnung des Wahl
rechts, "auch für EG-Angehörige". (...) 
Es bleibt dabei: Ausländer und Asyl
bewerber sind den REP Menschen zwei
ter Klasse.(...)
Gut versteckt: das reaktionäre 
Frauen- und Familienbild
Autoritärer Traditionalismus bestimmt 
weiterhin die Position der REP in Sa
chen Frau und Familie. Schönhubers 
"Glättungswillen" führte zwar zu einer 
fast völligen Tilgung der Aussagen zum 
Thema Frauen.Die REP gestehen den 
Frauen jetzt "das Recht auf Selbstver
wirklichung" zu, in Kapitel 6 findet sich 
jedoch ein Halbsatz, der deutlich 
macht, daß das alte Bild gilt: "Der Zer
fall...unseres Volkes zeigt sich..., in der 
Diffamierung der Frauen in ihrer Rolle 
als mütterlicher Mittelpunkt der in
takten Familie,...". Es bleibt beim pa-

.. Bei den anderen 
Parteien 
wird die Frau doch 
nur wie ein 
besserer Mann 
behandelt" - 
findet Marlene 
Hagen (40), 
Angestellte in 
einer Werbe
agentur. Außerdem 
ist ihr der
# 218 zu liberal.

triarchalischen Konzept der REP-das 
Schweigen ansonsten ist in diesem Fall 
beredet. (...)

Fazit
Das neue Programm der "Republikaner" 
ist eine kosmetische Überarbeitung äl
terer Aussagen. Weiterhin verfügen die 
REP über keine Konzepte für die Lö
sung drängender politischer Probleme. 
Der Eindruck eines Rechtsextremismus 
"auf Samtpfoten" (Cornelia 
Sonntag-Wolgast) verfliegt rasch bei 
genauerer Lektüre. Die "Republikaner" 
bleiben im Kern, was sie waren: eine 
chauvinistische, antiegalitäre Par
tei/...)

14



REPUBLIKANISCHER HOCHSCHUL VER BAND

VOR DER AUFLÖSUNG ?

Am 19.2. vermeldet die taz, daß sich der Republikanische Hochschul
verband RHV am 31. März aufzulösen gedenke, 10 Monate nach seiner 
Gründung . Es sei "unmöglich, in diese Partei mehr Niveau hineinzu
tragen", habe der RHV-Vorsitzende Alexander von Schrenck-Notzing 
enttäuscht festgestellt.
Zumindest in Münster scheint man von einer Auflösung des RHV 
nichts zu wissen oder nichts wissen zu wollen, wie der folgende Be
richt zeigt, der uns aus Münster zugegangen ist.

Die Hochschulen: Schönhubers 
heimliche Bastion ?
Nach ihren spektakulären Wahlerfolgen 
formieren sich die sog. "Republikaner" 
zur bundesweiten Hochschul-Offensi
ve. Schönhuber will vorzeigbare Mit
glieder, die Programme auch mal ohne 
Rechtschreibfehler erarbeiten können. 
Ein parteinaher Jugendverband exi
stiert bereits: im Mai 89 wurde in Mün
chen der "Republikanische Hochschul- 
verband"(RHV) gegründet und auf sei
ner ersten bundesweiten Mitgliederver
sammlung im Oktober 89 sein Pro
gramm verabschiedet.
Beide Veranstaltungen fanden im be
rühmt-berüchtigten Münchener "Bür- 
gerbräu-Keller" statt. Schönhuber und 
die REP-Führungsspitze waren bei bei
den Veranstaltungen präsent, sie waren 
Pate bei der Konstituierung des RHV.
Aufgabe des RHV ist es, die "Intellektu
alisierung" der REPs voranzutreiben, 
Akademiker und das Bildungsbürgertum 
sollen für die Ziele der REPs gewonnen 
werden.
Mittlerweile existiert der RHV auch in 
Münster. Wie auch in anderen Städten 
standen Burschenschaftler schlagender 
Verbindungen bei der Gründung des 
RHV Pate. In Münster gab Frank 
Mielke, Ex-Kandidat der FDP-nahen 
"Liberalen Studenten-Initiative"(LSI), 
Sprecher der schlagenden Verbindung 
"Franconia" und Vorsitzender des fa
schistischen "Gesamtdeutschen Stu- 
dentenverbandes"(GDS) Münster des 
"Convents Deutscher Kooperationen" 
in einer Pressemitteilung vom 18.01.90 
die Konstituierung des RHV Münster 
bekannt.
(Mielke ist auch stellv. Kreisvorsit
zender der REP in Münster).

Damit erweitert sich die Kette der an
gestrebten bundesweiten Etablierung 
des RHV nach Frankfurt, Erlangen, 
Kiel, Tübingen, München und Freiburg 
um ein weiteres Glied. Die 
Schönhuber-Mannen (Frauen sind kaum 
vertreten) kommen ihrem im Münche
ner Bürgerbräu-Keller erhobenen An
spruch, binnen eines Jahres (also noch 
rechtzeitig vor der Bundestagswahl) an 
allen Hochschulen vertreten zu sein, 
formell um ein Stück näher.
Die Gründung des RHV auch in Münster 
kam nicht überraschend: seit Jahren 
versuchen Burschenschaftler, auf die 
studentische Politik Einfluß zu nehmen. 
Bis vor kurzem kandidierten diese je
doch auf Listen des RCDS oder der oben 
erwähnten LSI. Vor dem Hintergrund 
anhaltender Wahlerfolge der REPs und 
zunehmender deutsch-nationaler Be
soffenheit wird jetzt aber eigene poli
tische Aktivität groß geschrieben. So 
häuften sich im letzten Semester Flug
blätter, Zeitungen und Broschüren der 
"Jungen Republikaner" im Gesamt
hochschulbereich Münster, kündigte 
der in der rechten Szene Münsters ak
tive Student Frank Mielke nach der 
spektakulären Aufdeckung der rechts
extremen Unterwanderung der LSI die 
Gründung des RHV Münsters an.

Kurz nach Bekanntgabe der Gründung 
des RHV riefen die Asten der Uni und 
der FH und ein breites politisches Spek
trum zu einer Protestkundgebung 
vor dem Schloß auf. Unter dem Motto 
"Den Nazis keine Chance-Weder an den 
Hochschulen noch anderswo!" fand die
se am 22.01.90 statt. 15



Wir dokumentieren im folgenden 
den Redebeitrag, den Wolfgang 
Klinger, Referent für globale 
Fragen, für den Asta der FH 
hielt(gekürzt):

Spätestens seit der Gründung des RHV 
vor wenigen Tagen ist es offensichtlich: 
Rechtsextremismus macht auch vor 
den Hochschulen nicht halt. 
Deutsch-nationales und rechtsextre
mes Gedankengut ist jedoch nichts 
Neues. Schon in der Weimarer Republik 
waren studentische Verbindungen aktiv 
an der Faschisierung der Hochschulen 
und Gesellschaft beteiligt, waren die 
Hochschulen Wegbereiter und Brutstät
ten des FaschismusG..). Auch nach 1945 
setzten Burschenschaften und Studen
tenverbindungen, die national-konser
vative und gelegentlich auch faschisti
sche Positionen vertraten, ihre politi
sche Arbeit nach einer kurzen Pause 
fort.
Schon seit den sechziger Jahren ist der 
NPD-nahe "Nationaldemokratische 
Hochschulverband" (NHB) aktiv; die 
Kieler "Liste fürSelbstbestimmung und 
Achtung Andersdenkender"(LlSA) ist 
hingegen eine Gründung neueren Da
tums. Sie will nur deutsche Studierende 
als Mitglieder und weist starke per
sonelle Parallelen zu den Kieler REPs 
auf. Aus dem "Hochschulring Tübinger 
Studenten" stammen zwei Rechtsau
ßen, die für spektakuläre Anschläge 
verantwortlich sind: Gundolf Köhler 
zündete 1980 auf dem Münchener Ok
toberfest eine Bombe und tötete 13 
Menschen, Uwe Behrend brachte 1980 
in Erlangen den jüdischen Verleger 
Shlomo Lewin und dessen Lebensge
fährtin um. Anfang der 80er Jahre war 
der neofaschistische "Ring freiheit
licher Studenten"(RFS) an zahlreichen 
Hochschulen aktiv, so z.B. in Münster, 
Köln und Bonn. Seit 1987 ist in Hamburg 
die "Hochschulgruppe der Deutschen 
Volksunion" aktiv und wirbt mit Parolen 
wie "Ausländer kassieren Milliarden, an 
deutschen Studenten wird gespart. Ba
fög und Wohnraum zuerst für deutsche 
Studenten" um Mitglieder. Selbst der 
"Bund der Vertriebenen" mischt zuneh
mend mit,z.B. mit seinem "Gesamt
deutschen Studentenverband"(GDS).
Seit Mai 89 versuchen Schönhubers 
Mannen(...), mit dem "Republikani
schen Hochschulverband"(RHV) an den 
Hochschulen Fuß zu fassen. Es sind ge

rade Burschenschaftler und schlagende 
Verbindungen, die bei der Gründung von 
REP-Hochschulgruppen Pate stehen.
In München war dies z.B. Hans-Ulrich 
Kopp, eine der schillerndsten Persön
lichkeiten der "Danubia". Auch in Mün
ster ist dies nicht anders. (...)
Ich denke, es ist kein Zufall, daß gerade 
in dieser Zeit neofaschistische und 
rechtsextreme Organisationen auch an 
den Hochschulen wieder offen auftre
ten. Neofaschistischen Organisationen 
ist es in der BRD wieder gelungen, ein 
breites Wählerlnnen-Spektrum zu er
reichen: REPs, DVU und NPD sitzen in 
zahlreichen Parlamenten. Neu ist das 
Problem Rechtsextremismus jedoch 
nicht: es ist vielmehr seit Jahren be
kannt, daß bis zu 15 % der wahlberech
tigten Bürgerinnen in der BRD ein ge
schlossen rechtsextremes Weltbild ha- 
ben-ich erinner nur an die SINUS-Studie 
von 1981.
Neu hingegen ist, daß der Neofaschis
mus sich von einem verdeckten zum of
fenen Problem gewandelt hat und durch 
die Politik der Herrschenden forciert 
wird. Die Deutschtümelei der Bundes
regierung und der SPD, besser gesagt: 
die deutsch-nationale Besoffenheit des 
"Deutschland einig Vaterland" macht 
großdeutsche Träume wieder gesell
schaftsfähig. Indem die Bundesregie
rung Panikmache vor angeblicher Über
fremdung betreibt, falsche Zahlen und 
Informationen über Flüchtlinge ver-
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breitet und das Asylrecht aushöhlt, in
dem sie Einwanderinnen jegliche 
Rechtsansprüche verweigert und die 
Rechte von Einwanderinnen immer neu 
zu beschneiden versucht, hat sie die 
Verbreitung rechtsextremen Gedan
kenguts nicht nur nicht bekämpft, son
dern den Rassismus in diesem Punkt zur 
Regierungspolitik gemacht!
Anhaltende Massenarbeitslosigkeit, 
Wohnungsnot und Sozialabbau in allen 
gesellschaftlichen Bereichen haben da
zu geführt, daß die Angst um die soziale 
Existenz wächst.
Hinzu kommt, daß in der gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Umbruchphase, in 
der wir uns mit Riesenschritten der 
2/3-Gesellschaft nähern, soziale Zu
sammenhänge geschwächt und zerstört 
werden, ohne daß Alternativen an ihre 
Stelle treten. Immer mehr Menschen, 
vor allem Heranwachsende, leben zu
nehmend isoliert und ohne identitäts
stiftende geselfchaftliche Lebenszu
sammenhänge.(...)
Die antifaschistische Alternative, für 
die wir die Menschen ^vinnen müssen, 
muß positive politische, moralische und 
kulturelle Zielsetzungen zum Inhalt ha
ben.
Antifaschismus muß dringend raus aus 
der Spezialistinnenecke, ist kein politi
sches Fach-Ressort, sondern muß Quer
schnittspolitik sein.
Den zentralen Punkt stellt hierbei die 

Demokratie-Frage, die der faschisti
schen Ideologie entgegengesetzt wer
den muß:
- dem Bild von der natürlichen Un
gleichheit der Rassen und Menschen das 
Ziel gleicher Lebenschancen für alle
- dem Bild von der Wesensbestimmung 
der Frau als Mutter/Gebärmaschine das 
Ziel der Befreiung der Frauen von Rol
lenfestlegungen
- dem Bild von der hierarchisch struk
turierten Volksgemeinschaft das Ziel 
basis- und radikaldemokratischer Orga
nisationsprinzipien, einer multikultu
rellen Gesellschaft der Toleranz, ohne 
Privilegien und Diskriminierung
- dem Ziel eines "großdeutschen" 
4. Reiches das Ziel zweier souveräner, 
entmilitarisierter, radikaldemokrati
scher, ökosozialistischer deutscher Re
publiken, die solidarisch mit den Be
freiungsbewegungen der 3. Welt sind.
Antifaschismus bedeutet also, 
eine politische Perspektive zu 
entwerfen, die attraktiver und 
einleuchtender ist als die der 
Rechten. Dazu gehört auch, 
deutlich zu machen, von wel
cher Seite Widerstände auf dem 
Weg zu einer gewaltfreien und 
herrschaftslosen Gesellschaft 
zu erwarten sind: vom Kapital 
und seinen Handlangern in 
Staat, Parteien, Justiz, Militär 
und Polizei.(...)
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ANTIFASCHISTISCHE ZEITSCHRIFT

Informationen von und für Antifaschistinnen in Niedersachsen

DER RECHTE RAND
In dieser Ausgabe beginnen wir 
mit einer Serie über die antifa
schistischen Zeitschriften, die 
in der Bundesrepublik erschei
nen. Inzwischen gibt es in einer 
ganzen Reihe von Städten Anti
fa-Zeitschriften und Zeitungen, 
teilweise auf kommunaler, teil
weise auf überörtlicher, teil
weise auf landesweiter Ebene. 
Teilweise Projekte unabhängi
ger Redaktionen, teilweise Or
gane von Bündnissen, teilweise 
offene (oder verdeckte) Partei
zeitschriften.
In dieser Ausgabe wollen wir die 
Zeitschrift "Der Rechte Rand" 
vorstellen.
Der Titel ist Programm-Programm des 
grün-sozialdemokratischen Spektrums 
der Antifa-Bewegung, Programm der 
Gegner eines militanten Antifaschis
mus und antikapitalistischer Ansätze in 
der Antifa-Bewegung. Das Gesell - 
schaftsbild der Zeitschrift: Es gibt eine 
horizontale Bevölkerungsstruktur mit 
verschiedenen "Rändern", den "linken" 
und eben auch den "Rechten Rand". 
Dieser ist unterschiedlich ausgeprägt, 
einmal ist cf "fließend", dazu gehören 
z.B. die REPs und die 
Vertriebenen-Verbände, dann gibt es 
"die terroristische Fraktion am Rech
ten Rand", dazu gehört z.B. der "nie
dersächsische Neonazi Edgar Geiß". 
Überhaupt ist es so eine Sache mit den 
Begriffen : So heißt es z.B. in einem Ar
tikel von Rolf B. Bode mit der Über
schrift "Machtkämpfe unter Extremi
sten" :
"Der niedersächsische Landesverband 
der sogenannten Republikaner (REP) 
wird ähnlich wie der Westberliner Ab
leger dieser Partei von heftigen inter
nen Machtkämpfen geschüttelt. Eine 
sich als modern und effizient ver
stehende rechtsradikale Minderheit, 
die vom hannoverschen Professor

Berndt Tschammer-Osten (früher CDU) 
dirigiert zu werden scheint, versucht 
bisher vergeblich, den alt-rechten 
REP-Landesvorsitzenden Norbert Mar
graf (früher NPD), aus dem Amt zu 
drängend...) Die Grabenkämpfe bei den 
Rechtsradikalen gehen weiter. Sie wür
den jedoch in Schönhubers Sinne miß
verstanden, wenn man sie wie die 
"Hannoversche Allgemeine" als Ausein
andersetzung zwischen "Rechtskonser
vativen" und "Extremisten" beschriebe. 
Schönhuber geht es nur um ein wahltak-
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tisches Ziel: ein demokratisch aus
sehendes Aushängeschild für seine 
Rechtsradikalen zu finden, das nicht 
durch alt-braune NPD-Flecken verun
ziert wird."
Es geht "bunt" durcheinander: 
"alt-braun", "alt-rechts", "Rechtsradi
kale", "neu-rechte Minderheit" - einzig 
den Ausdruck "Faschismus" wird man in 
dieser Zeitschrift vergeblich suchen, 
und das ist kein Zufall.
Wohl spricht Georg Schwedthelm, 
DGB-Sekretär in Hannoversch-Münden 
in seinem Artikel über "Neofaschismus 
in Südniedersachsen", doch bleibt bei 
ihm im Nebel, ob nun DVU/NPD 
und/oder die REP als "Neo-Faschisten" 
bezeichnet werden.
Auch Andreas P. Zaleshoff spricht in 
einem Artikel über "Wehrsportgruppen, 
Anschläge und ein Führer" nur sehr ne
belhaft vom "militanten Neofaschis
mus". Hier wird durchgehend das Kenn
zeichen "Terror" und "Militanz", nicht 
etwa eine inhaltliche Position als 
"neofaschistisch" bezeichnet.
Doch genug zur politischen "Einord
nung".
Uns geht es hier auch keineswegs um 
Kritik an solchen Auffassungen - sie 
sind Teil der Antifa-Bewegung und wer
den dort diskutiert und kritisiert.

Nicht ganz so positiv finden wir allein 
die Tatsache, daß die Zeitschrift nicht 
eindeutig als "grün-sozialdemokrati
sches" Projekt ausgewiesen wird, der 
grüne Landtagsabgeordnete Jürgen 
Trittin erscheint ganz verschämt und 
ohne weitere Angaben im Herausgeber
kreis.
Ansonsten nur Lob und ehrliche Bewun
derung:
Die Zeitschrift ist professionell ge
macht, gut lesbar, erfaßt ein breites 
Themenspektrum und ist hervorragend 
recherchiert (was man/frau von der An- 
tifaZ nicht immer gleichermaßen sagen 
kann).
Auch scheint es zu klappen, in relativ 
kurzer Zeit eine Zeitschrift für ganz 
Niedersachsen aufzubauen - wir haben 
damit im Ruhrgebiet nach wie vor gro
ße Schwierigkeiten.
Fazit: Lesenswert und ausbaufähig. 
Abonniert den Rechten Rand
- wie ?
- durch Überweisung von 12,- (+ DM 4,- 
Porto) auf das Postgirokonto Hannover 
44 55 86- 301 (BLZ 250 100 30)
- durch schriftliche Bestellung an die 
Adresse der Herausgeber: Der Rech
te Rand, Postfach 1324, 3000 Hanno
ver i, Preis s.o.

ANZEIGE
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blick nach
draussen

Brühl, 5.2.90
Am 30.1. führte die Grüne Liste Brühl 
(GLB) eine Veranstaltung durch zum 
Thema "Rechtsextremismus bei Ju
gendlichen". Anlaß dafür waren Haken
kreuz-Schmierereien und faschistische 
Parolen im Ort, durch dieStadt ziehende 
Gruppen von Neonazis und das Zusam
menschlagen eines Jugendlichen und 
eines Schul-Hausmeisters durch Skin
heads. Im März stehen zudem Bürger
meisterwahlen an, zu denen auch fa

schistische Kandidaturen erwartet 
werden. Unter anderen soll dort wohl 
auch der Weinheimer "Deutsche 
Liste"-Stadtrat und NPD-Kreisrat 
Deckert kandidieren, der damit wohl 
wieder den von ihm schon in den 7Oger 
Jahren so genannten "Gau Kurpfalz" 
mit seiner Hetze bedecken will.
Neben ca. 50 vor allem vom Ort stam
menden inte^ssierten Menschen-darun- 
ter auch der CDU-Bürgermeister und 
der SPD-Fraktionsvorsitzende- kamen 
auch gegen 50 Skinheads, zusammen 
und offensichtlich koordiniert mit 
Deckert (ihrem "spiritus rector", wie 
die Lokalpresse berichtete).
Diese konnten aber im wesentlichen 
dank des entschlossenen Eingreifens 
von Antifaschistinnen aus dem Saal 
herausgehalten werden; die restlichen 
verließen bald den Saal. Die Veranstal
tung fand statt bei Anwesenheit von 
uniformierter und Kriminal-Polizei.
Der CDU-Bürgermeister sprach dafür, 
alle rechtlichen Möglichkeiten gegen 
die "schlimme Entwicklung" auszu
schöpfen.
In der Veranstaltung sprachen viele für 
die Errichtung eines überparteilichen 
Bündnisses, das gegen faschistische 
Hetze und Übergriffe vorgehen soll. 
Dem Referenten aus Weinheim wurde 
zu Hause noch am gleichen Abend von 
Neonazis das Auto zertrümmert.
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Stuttgart, 8.2.90
Der Geschäftsführer bei der IHK Mitt
lerer Neckar, Gerhard Luedke, ist Par
teivorsitzender der REP in Kornwest
heim und Mitglied der dortigen 
REP-Gemeinderatsfraktion. Weiter 
leitet Luedke bei der IHK das Büro, 
welches für alle bundesdeutschen Kam
mern die Prüfungsaufgaben für die Ge
sellenprüfungen von 1,5 Millionen Lehr
lingen jährlich ausarbeitet. Der 
IHK-REPler ist u.a. für die Prüfungs
fragen im Fach Gemeinschaftskunde 
zuständig. Die Industriegewerkschaft 
Metall hat nun in einem Schreiben an 
den IHK-Hauptgeschäftsführer Peter 
Kistner verlangt, Luedke von seinen 
Funktionen zu entbinden. Kistner ließ 
daraufhin verlautbaren, er zweifle 
nicht an Luedkes "Korrektheit und an 
seinem Engagement". Die Stuttgarter 
IHK sieht sich "nicht in der Lage, Herrn 
Luedkes parteipolitisches Engagement 
zu unterbinden". Man habe aber den 
rechtsradikalen Geschäftsführer "au 
drücklich verpflichtet, die beamten
rechtlich vorgeschriebene Zurückhal
tung zu beachten", was dieser auch zu
gesagt habe.
(Quelle: Stuttgarter Zeitung, 3.2.90, S. 
25)

Hattingen, 20./21. 1. 90
Am 20./21. i. fand in der DGB-Jugend
bildungsstätte Hattingen das zweite 
Forum "Antifaschismus heute-Perspek- 
tiven einer demokratischen und solida
rischen Jugendarbeit" statt. Einlader 
der 80 Teilnehmerinnen war der 
DGB-Landesbezirk NRW.
Der Beginn der Veranstaltung bestand 
aus einem Referat und anschließender 
Diskussion mit dem Journalisten Otto 
Köhler, Hamburg. Da dieser nur eine 
vorgefertigte, druckreife Aussage vor
las, die alle Teilehmerlnnen unter
schreiben konnten, und im Prinzip 
nichts Neues mitteilte, breitete sich 
gleich Gähnen aus, und die ersten Teil
nehmer nutzten die Gelegenheit, um in 
reizvoller Umgebung spazieren zu ge
hen. Der anschließende "Praxismarkt 
Antifaschismus" stellte Projekte vor. 
Das Projekt "Bleichstraße Bielefeld" 
und die Bürgerinitiative Pivitsheide 
zeigten dabei qualifiziert und deutlich
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Möglichkeiten antifaschistischer Pra
xis auf. Besondere Aspekte gingen von 
hier aus auch in der Bündnisfrage aus. 
Dazu stellten sich der "Antifaschisti
sche Koffer" Essen, der Initiativkreis 
"Gelbe Hand" und der Vorbereitungs
kreis "Dem Haß keine Chance" zur 2. 
Bundeskonferenz vor. Abgesagt hatten 
die GEW, die Falken und die Evangeli
sche Jugend.
Das Gesprächsthema "Was tun-oder wie 
hilflos ist der Antifaschismus ?" gestal
tete sich auch so. WDR-Moderator Hei
ner Lichtenstein bescheinigte so auch 
Reinhard Hahn vom IGM-Hauptvor- 
stand und Karsten Rothe, DGB-Landes
bezirk, daß sie seit Jahren die Aussagen 
nach Ursachensuche und Beseitigung 
nur wiederholten und Rechtsextreme 
nun in die Parlamente einzögen. Roland 
Appel, MdB "Die Grünen", kam zwei 
Stunden zu spät und konnte mit dem, 
was er dann zur Diskussion beitrug, 
auch keinen anderen Eindruck vermit
teln. Zuerst war noch Innenminister 
Heinemann eingeladen, der wollte den 
Innenstaatssekretär Wolfgang Riotte 
schicken; es tauchte dann aber nur noch 
Otto Krüger, Pressesprecher des Ver
fassungsschutzes NRW, auf. Mit dem 
diskutierte man dann so lange, bis man 
mit dem "dafür sind wir nicht zustän
dig, geht nicht, wir sind auch in Zukunft
nötig..." genug hatte und zum Thema 
kam.

Nun drehte es sich auch um Bündnisfra
gen bei Aktionen und Initiativen, eine 
Forderung der Bleichstraße und Pivits
heide für ein breits Bündnis. Besonders 
IG-Bergbau-Teilnehmer und auch Akti
ve bei den Jusos zeigten Hemnisse 
durch Unvereinbarkeitsbeschlüsse auf. 
Die Hauptamtlichen sagten aus, sie 
hätten nichts mit diesen Beschlüssen zu 
tun, sondern die Kreisverbände legten 
vor allem aus falschem Verständnis ihre 
Jugend an die Leine. Manche Ortsfunk
tionäre täten dies leider auch mit einer 
parteipolitischen Brille. Auch der 
Hauptvorstandsvertreter Hahn lege ei
ner Zusammenarbeit mit Autonomen 
keine Steine in den Weg.
Alles in allem wurde auf dem zweiten 
Hattinger Forum deutlich, daß Gewerk
schaften offiziell auch in Zukunft einer 
rechten Entwicklung hilflos gegenüber
stehen. Eine Mitschuld daran trägt auch 
eine gewisse Parteibuch-Mentalität bei 
vielen Funktionären. Beschlüsse wur
den nicht gefaßt.
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Nürnberg, 5.2.90
Die "echten Nationalen" wollen ins 
Rathaus. Diesem Ziel diente am 13.1. 
eine Wahlveranstaltung der NPD im 
Nürnberger Stadtteil Eberhardshof. Ca. 
200 Anhänger der NPD aus nah und fern 
waren gekommen. Spitzenkandidat R. 
Oller brachte zunächst seine große 
Freude über die Ereignisse in "Mittel
deutschland" zumAusdruck und behan
delte dann einige konkrete Punkte des 
örtlichen Wahlprogramms. Einen gro
ßen Teil seiner Rede nahm die Behand
lung der ausländischen Bürger der Stadt 
in Anspruch. Allein die Tatsache, daß 
der Anteil der Ausländerinnen an der 
Wohnbevölkerung bei den sechs- bis 
15-Jährigen 44,8 % betrage (bei unseren 
eigenen Berechnungen auf Grundlage 
der städtischen Bevölkerungsstatistik 
sind wir allerdings nur auf 27 % gekom
men), zeige, daß Nürnberg über kurz 
oder lang völlig überfremdet sei und das 
Deutschtum hier keine Chance mehr 
hätte. Also gehöre der überwiegende 
Teil der Ausländer abgeschoben, wo
durch gleichzeitig die Probleme auf 
dem Wohnungsmarkt bereinigt werden 
würden. Dazu gab dann später der 
NPD-Vorsitzende Mußgnug die kon
krete Handlungsanweisung: Wenn für 
jeden Aus- oder Übersiedler aus der 
DDR zwei Ausländer abgeschoben wer
den, gibt es für alle Deutschen Wohn
raum genug.

Desweiteren sprach sich Ollert dafür 
aus, die Asylbewerber in Sammelunter
künften zu kasernieren, die-laut Muß- 
gnug-eh alle Verbrecher, Betrüger oder 
Arbeitsscheue seien, die man gleich an 
der Grenze abfangen und wieder zu
rückschicken müsse. Entsprechend lau
tet dann auch der erste Punkt des Wahl
programms: Kein kommunales Wahl
recht für Ausländer.
In Punkt drei heißt es: Benennung eines 
"Platzes der Deutschen Einheit" statt 
eines "Nelson-Mandela-Platzes".
Punkt fünf: Vergabe von Wohnungen 
zuerst und vorrangig an Deutsche.
In Punkt 10 heißt es: Mehr Freizeitstät
ten für die Jugend und Förderung junger 
Familien, anstelle Hunderttausende 
Mark an Steuergeldern für kommunisti
sche und anarchistische Umtriebe im
"KOMM".
Auf Jugend, Familie und Erziehung ver
wandte Mußgnug in seiner Rede lange 
Ausführungen, denn diese Bereiche sei
en äußerst wichtig für Förderung ech-
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ter deuscher Gesinnung. "Wem nützt 
die deutsche Einheit, wenn ansonsten 
die Gesellschaft international zusam
mengewürfelt ist ?" Einerseits hetzte 
er gegen die multinationalen Schulklas
sen, in denen der deutsche Lehrer den 
deutschen Schülern gar nicht mehr die 
deutsche Sprache und Kultur vermit
teln könnte. Zum anderen denunzierte 
er die von vielen werdenden Müttern als 
letzter Ausweg angesehene Abtreibung 
als "Kinderholocaust" "wildgewordener 
Weiber", als "Verbrechen an der Zu
kunft der Deutschen". Die positive Ein
stellung vieler Menschen zum Recht 
auf Abtreibung bezeichnete er als den 
"Tiefstpunkt der sittlichen Verfallser

scheinungen".
Bezüglich der Frage der "Deutschen 
Einheit", hinter der alles andere zu
rückstehen muß, war zu hören, daß-laut 
Mußgnug-die NPD schon seit 1972 das 
Modell der Konföderation beider deut
scher Staaten angestrebt habe und daß 
die Kohlschen 10 Punkte zu 80 % fast 
wörtlich aus dem damaligen NPD-Kon- 
zept abgeschrieben seien. Daß Kohl 
dieses Konzept aufgegriffen habe, er
fülle ihn mit Genugtuung. So heftig, wie 
die NPD die "Deutsche Einheit" an
strebt, so konsequent tritt sie für die 
Nicht-Anerkennung der polnischen 
Westgrenze ein :
"Solange die Polen uns nicht die geraub
ten deutschen Ostgebiete zurückgeben, 
solange gibt es für die polnische Wirt
schaft keinen Pfennig."
Im "sozialpolitischen" Teil seiner Rede 
akzeptierte Mußgnug die Arbeitszeit
verkürzung als dem technischen Fort
schritt geschuldet, sprach sich aber ge- 
^n den dazu notwendigen Lohnausgleich 
aus. Weitere Lohnerhöhungen "verkraf
te die deutsche Wirtschaft nicht". 
Stattdessen propagierte er die Beteili
gung der Lohnabhängigen am Produk
tivvermögen, was er aber nicht weiter 
ausführte.
Aufgerufen wurde zum Schluß zu einer 
nordbayrischen Wahlveranstaltung am 
ii.3.90 in Herzogenaurach.

Würzburg, 7. 2. 90
500 Menschen beteiligten sich am 30.1. 
zum Jahrestag der Machtübertragung 
an die Hitlerfaschisten in Würzburg an 
einem Protestmarsch mit anschließen
der Kundgebung, auf der der Schrift
steller Bernd Engelmann sprach.
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Den Aufruf zur Gegenwehr "gegen den 
zunehmenden Rechtsruck in der BRD" 
hatten folgende Organisationen unter
stützt :
DGB-Kreis Würzburg, IG Medien, NGG, 
BSE, Metall, Gartenbau, Landwirt
schaft, Forsten, VVN-BdA, DFG/VK, 
Chile-Komitee, Azania-Komitee, 
BWK, Volksfront, Autonome, Bunte 
Hilfe Nordbayern, Bezirksjugendwerk 
UF der AWO, DKP, Die Grünen, Würz
burger Friedensinitiative, Autonomes 
Kulturzentrum, Bund für Geistesfrei
heit, IAF Würzburg, Arbeitskreis Mai
zeitung, in Zusammenarbeit mit Buch
laden Neuer Weg.
Von der Polizei wurde ein Transparent 
beschlagnahmt mit der Aufschrift: 
"Kein Europa der Vaterländer-Kein Va
terland Europa-Überhaupt kein Vater
land-Deutschland verrecke", da der 
Text "Verunglimpfung des Staates" 
sei.
Bernt Engelmann griff in seiner Rede 
die "Dreistigkeit der deutschen Rech
ten" an, mit der diese ihren Anspruch 
auf die Grenzen von 1937 formuliert. 
Die derzeitige "Nationale Besoffen
heit" sei nur vorgeschoben. Den Inter
essenten gehe es um etwas ganz anders, 
nämlich um "nacktes Profitstreben".

Bönningstedt/Hasloh, 8.2.90
Seit einem Vierteljahr treffen sich Fa
schisten aus Bönningstedt, Hasloh, 
Quickborn und Hennstedt-Ulzburg in 
der Bahnhofskneipe von Hasloh. Auf 
dem Bahnsteig und in der AKN werden 
immer wieder Menschen angepöbelt, 
angerempelt, bedroht und zusammen
geschlagen. Einer der Höhepunkte or
ganisierter Gewalt: Ein älterer Mann, 
der sich einmischte, als ein eingewan
derter Jugemicher bedroht wurde, er
litt Kopfverletzungen durch Schläge 
mit einer Eisenstange.
Da Hasloh ein Dorf ist, wissen die dor
tigen Faschisten, wer sich politisch en
gagiert und faschistische Aktionen ab- 
iehnt. Die Morddrohungen an den Bahn
höfen von Hasloh und Schnelsen ("Rech
ter, du bist tot"; "Clemens, wir kriegen 
dich"), mit Hakenkreuzen und SS-Ru- 
nen, richten sich an zwei Personen aus 
Hasloh. Zwei faschistische Schläger, 
die in der AKN zwei 18-Jährige kran
kenhausreif prügelten, laufen trotz An
zeige frei herum und bedrohen weiter 
Personen mit Baseballkeulen und Re
volvern.

25



AKTIONEN GEGEN NPD-AUFMARSCH

IN FRANKFURT/MAIN
2-3000 Antifaschistinnen protestierten und kämpften am 17. Februar 
gegen die vom Kreisverband Frankfurt der NPD geplante Demon
stration durch Frankfurt/Main. Das "Motto" der NPD: "Volksabstim
mung für die Deutsche Wiedervereinigung". Aber das ging für die 
Faschisten an diesem Tag gründlich in die Hose, trotz massiven Poli
zeischutzes gelang es den Antifaschistinnen, den NPD-Aufmarsch 
weitgehend zu verhindern.
4 Antifaschistinnen aus Herne waren dabei. Einer von ihnen schickte 
uns den folgenden "Augenzeugen"-Bericht.

5 Uhr morgens, der tele
fonische Weckdienst 
weckt meine Freunde 
und mich.
Wir gehen in die Küche, 
machen was zu essen, 
packen auch eine Fla
sche Orangensaft ein.
Dazu eine Flasche klares 
Wasser (jeder weiß, 
warum).
Mit vier Leuten fahren 
wir um 5.45 Uhr los. Um 
8. 50 kommen wir in 
Frankfurt an.Wir parken 
am Main, nahe der In
nenstadt. Wir ziehen un
sere Ja cken an, binden 
unsere Schuhe noch ein
mal richtig zu. Dann 
gehts los Richtung In
nenstadt.
Überall stehen
PoFzei-Mannschafts wa
gen, ab und zu ein Was
serwerfer. Als wir näher 
an die Innenstadt heran
kommen, passieren wir 
einen Polizei-Bulli. Die 
Polizisten steigen aus 
und fordern uns auf, un
sere Jackentaschen zu 
entleeren. Anschließend 
müssen wir die Jacken 
ausziehen. Wir sind "sau
ber" und dürfen weiter
gehen. Wir suchen den 
Treffpunkt und finden 

ihn sofort. Wir sprechen 
ein paar Sharp-Skins an, 
fragen, ob sie noch 
Sharp-Aufnäher hätten.
Wir kommen an einen 
größeren Platz mit Ge
schäften. Einige wollen 
noch "etwas" einkaufen 
gehen-die Bullen verhin
dern dies. Rechts und 
vorne stehen überall 
Bullen. Die Bullen sagen 
andauernd, was alles 
nicht erlaubt sei, leider 
geht dies in dem Getöse 

völlig unter. Wir warten 
ungefähr bis 9.30, dann 
gings los. Ein Wasser
werfer fährt vor uns in 
Stellung. Die Bullen kes
seln uns nach den ersten 
Metern ein. Das dauerte 

ungefähr- 10 Minuten, 
dann brach ein größerer 
Block (wir mit dabei) 
durch, nun waren einige 
Bullen eingekesselt. Sie 
versuchten und schaff
ten es dann auch durch
zukommen. Der Wasser
werfer fuhr an uns vor
bei. Wir liefen in Rich
tung Main, da dort der 
NPD-Aufmarsch sein 
sollte. Die Bullen kes
selten uns schon wieder 
ein. Wir standen im eir- 

gekesselten Block, auf 
der anderen Seite stan
den sozialdemokratische 
Antifas, sie unternah
men kaum etwas. Wir 
vier entdeckten einen 
Tunnel, der zu einem In-
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nenhof führte, dieser 
führte wieder auf die 
Straße, und wir waren 
auf der anderen Seite 
der Bullensperre. Ein 
paar weitere versuch
ten, durch den Tunnel zu 
kommen. Plötzlich prü
gelten die Bullen los. Wir 
zogen die anderen hinter 
ein Auto.
Nun flogen irgendwoher 
Steine, Flaschen und 
Sonstiges. Jetzt zogen 
sich die Bullen zurück.
Ca. ioo Leute strömten 
durch den kleinen Tun
nel.
Wir liefen weiter, kamen 
zur Straße und ruhten 
uns auf den Leitplanken 
erst einmal aus. Wir 
waren in der Nähe unse
res Autos. Zwei gingen 
zum Wagen und holten 
was zu trinken. Einer 
ging zu einem Antifa mit 
Megaphon und ließ sich 
informieren. Ich blieb 
da, wo ich war, und war
tete, daß alle wieder 
zurückkamen. Kurz da
nach brachen öje De
monstranten erneut 
durch die Bullenkette. 
Wir konnten noch keine 
Taktik erkennen. Wir 
gingen weiter auf der 
Straße Richtung Main, 
d.h., wir gingen nicht 
lange. Ein Wasserwerfer 
begann plötzlich zu 
spritzen. Erneut flogen 
Steine. Wir wurden vom 
Wasserwerfer die Stufen 
einer Treppe runterge
drückt. Ca. 50 Anti
fas mit uns. Darunter 
viele "Normal"-Bürger. 
Wir standen nun in der 
Nähe des Main, von 
rechts kamen ein paar, 
die schrien "Faschos". 
Wir rannten mit den an
deren nach links, kamen 
unterderbreiten Brücke 
hindurch, dann blickten 
wir uns um und sahen ei

nen Block von Glatzköp
fen. Ich meine, sie hat
ten Blauhemden an. 
Durch die Gerüchtekü
che hörten wir hinter
her, daß ca. 80 mit Stei
nen bewaffnete Faschos 
da waren. Um die Fa
schos herum standen 
merkwürdigerweise kei
ne Bullen. Die Faschos 
konnten wirken, wie sie

„Vielen Donk, rechts hot bei um Vorfahrt!“

wollten, sie wurden 
nicht mit dem Wasser
werfer angegriffen. Nun 
kam es zu einer Schläge
rei mit den Faschos, in 
welchem Ausmaß, kann 
ich nicht sagen. Hinter
her hieß es, daß ca. 30 
Faschos verletzt worden 
sein sollen. Während der 
Schlägerei ging der Was
serwerfer wieder an, die 
Gruppen werden ge
trennt, ein Fascho blieb 
liegen, weil er vom Was
serwerfer am Ohr ge
troffen worden war. Er 
stand aber wieder auf, 
die Faschos liefen weg. 
Wir waren inzwischen 
auf dem Rückweg zur 
Brücke. Wir gingen die 
Treppe rauf und sahen 
nur noch den Rest des 
Demo-Zuges. Wir rann
ten hinter dem Zug her, 
der in Richtung Innen

Stadt ging.Wir erfuhren, 
daß ca. 30 Antifas fest
genommen worden wa
ren. In den Zeitungen 
standen hinterher die 
üblichen unterschiedli
chen Zahlen, mal 25, mal 
50, mal...
Wir waren wieder im 
Demo-Zug, kamen an ei
nem Waffenladen vor
bei, der wurde von Bul

len besonders gesichert. 
In der Innenstadt ange
kommen, gingen wir 
wieder zum Ausgangs
punkt zurück. Dort ruh
ten wir erst mal aus. 
Nach 20-30 Minuten 
gings weiter zum nahe
liegenden Gefängnis. 
Die Bullen hielten uns 
nicht mehr auf. Sie 
zeigten durch die Was
serwerfer, daß sie noch 
da waren. Dann ging das 
Gerücht um, daß am 
Bahnhof Faschos seien. 
Durch das Bankenviertel 
kamen wir Richtung 
Bahnhof, der ganze 
Demo-Zug kam in Bewe
gung. Die Bullen hatten 
den Bahnhof schon ab
gesperrt. Die Bullen 
wollten losprügeln, lie
ßen es dann aber. Die 
Geschlossenheit der 
Demonstranten hinderte
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sie daran, einen Foto
graphen festzunehmen. 
Wir fingen an zu zählen. 
Wir sahen, daß die Bul
len, die vor dem Bahnhof 
standen, immer nervöser 
wurden. 3,2,1,0...wir
täuschten an, daß wir 

langsam auf sie zu. Nach 
20-25 Minuten kam wie
der ein Gerücht auf, daß 
Faschos in unmittelba

rer Nähe sein sollten. 
15-20 von uns machten 
sich auf den Weg, doch 
die Bullen warnten die 
Faschos, so war dies Un
ternehmen an den par
teiischen Bullen ge
scheitert.
Teile der 2-3000 gingen 
nun in die unterschied
lichen Richtungen aus
einander. Wir vier ver
suchten, uns einer grö
ßeren Gruppe aunzu- 
schließen, aber es ging in 
unsere Richtung.
Es war mittlerweile 
14.30 Uhr, wir hatten 
Hunger und Durst. Wir 
sind dann vorsichtig 
Richtung Auto zurück
gegangen, denn es hieß, 
daß noch einzelne Fa
schos irgendwo rumhän
gen sollten.

Wir kamen aber gut am 
Wagen an. 2-3 Wasser
werfer standen noch 
herum, aber wir stiegen 
ein und fuhren ab. Im 
Radio hörten wir, wie 
die Reporter den Sach
verhalt teilweise völlig 
verfälscht darstellten.
Auf der Rückfahrt saß 
ich als Beifahrer neben 
der Fahrerin, ich sollte 
sie wachhalten. Die bei
den hinten schliefen, ich 
schlief auch ein. Ich 
wachte irgendwann vor 
Dortmund auf, die Fah
rerin fragte, in welche 
Richtung. Hinten wach
te einer auf und sagte 
die Richtung.
Dann waren wir irgend
wann zu Hause.
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ANTIFASCHISTISCHER WIDERSTAND
IN GELSENKIRCHEN

Prozesse gegen Antifaschistinnen
In Gelsenkirchen sind die vorläufig amtlichen Ergebnisse der zurück
liegenden Kommunal- und Europawahl: mindestens n Ermittlungs
verfahren, 3 Anklagen, ein laufender Prozeß und 2 erste Urteile. 
Betroffen davon sind insgesamt 17 Antifaschisten. Die Tatvorwürfe 
reichen von schwerem Landfriedensbruch über Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz bis hin zum Mißbrauch eines Feuermelders.

Eine so massive straf
rechtliche Verfolgung 
von Teilnehmerinnen 
antifaschistischer Akti
onen hat es in dieser 
Vielzahl und Schärfe der 
Tatvorwürfe in Gelsen
kirchen noch nicht ge
geben. Diese Verfolgung 
ist Bestandteil einer 
bundesweiten Entwick
lung verschärfter Re
pression gegen unabhän
gige radikale Antifa
schistinnen.
Wie alles begann
Die Deutsche Volks
union-Liste D hatte sich 
das Ruhrgebiet und hier 
insbesondere Gelsenkir
chen als einen ihrer 
wichtigsten Agitations
orte für den Europa
wahlkampf ausgesucht. 
In GE sollten allein 3 
Kundgebungen der DVU 
stattfinden.
Alle drei wurden, nach
dem die halbherzigen 
Verbotsversuche von 
Seiten der Polizei und 
Stadtverwaltung ihren 
propagandistischen 
Zweck getan hatten, per 
einstweiliger Verfügung 
genehmigt.
Die Wahrnehmung der 
reaktionären/völkischen 
Wahlerfolge bei den 
Kommunalwahlen in 
Hessen und den Senats

wahlen in Berlin kurz 
zuvor mobilisierte ein 
relativ breites Spektrum 
von Antifaschistinnen 
überraschend entschlos
sen gegen die anfkündig- 
ten Kundgebungen.

Zu den jeweiligen Ge
genaktionen rief ein 
Bündnis auf, aus:
VVN, Grüne, Volksfront, 
MLPD, DKP, Kuhle 
Wampe, Unabhängige 
und später auch Falken 
und C2W.

Drei Kundgebungen 
und ihre Folgen - 
Die erste
Die erste am 1. April 
sollte Station einer 
Wahlkampfrundreise der 
DVU durchs Ruhrgebiet 
sein.

Nachdem die Ku'.dge- 
bung am Vormittag in 
Bochum schon erfolg
reich verhindert wurde, 
konnte sie in GE nach 
Blockade der Zufahrt, 
Angriffen auf das Fahr
zeug und massivem Eier
hagel der Lächerlichkeit 
preisgegeben, ebenfalls 
nicht stattfinden. Die



DVU brach daraufhin 
ihre Tournee ab.
Im Einsatz zum Schutz 
der Kundgebung zeigte 
sich die Polizei verun
sichert und zurückhal
tend und von der Dyna
mik der Ereignisse über
fordert. Eine Antifa
schistin wurde kurzzei
tig festgenommen. Wäh
rend der Fahrt von Bo
chum nach GE kam es 
zur vorübergehenden 
Festnahme zweier Anti
fas aus Dortmund.
Die zweite
Die zweite Kundgebung 
am i. Mai in GE-Buer 
konnte, wenn auch vom 
Lärm etlicher Antifas 
gestört, stattfinden. Ihr 
zeitgleich mit dem 
DGB-Traditionsmarsch 
gelegter Ablauf, in ganz 
anderem Stadtteil, er
schwerte eine Mobilisie
rung.
Behelmte Einsatzhun
dertschaften hatten den 
Standort der Nazis weit
räumig abgesperrt, und 
ihre Fahrzeuge wurden 
von einem Bullenkom
mandobegleitet. Außer
dem richtete die Polizei 
Kontrollstellen an den 
wichtigsten Einfallstra
ßen ein, an denen 14 An
tifaschistinnen auf dem 
Weg zur Kundgebung 
präventiv festgenom
men wurden. Darunter 8 
Wittener, eine Gruppe 
aus Dortmund und eine 
aus Gladbeck.
Die Festgenommenen 
wurden "erkennungs
dienstlich behandelt" 
und bisher drei von ihnen 
juristisch verfolgt.
Die bei den Fahrzeug
durchsuchungen gefun
denen Eier, Farbbeutel, 
Armschoner usw. und ei
ne unterstellte Stö
rungsabsicht führte bei 2 
Dortmundern wegen 

Verstoß gegen das Ver
sammlungsgesetz zu je 
ca. 200,- DM Geldstrafe. 
Das Verfahren gegen ei
nen Antifa aus Witten in 
gleicher Sache steht 
noch aus.

Die dritte
Die dritte Kundgebung 
am 14. Juni, ebenfalls in 
GE-Buer unter starkem 
Polizeischutz, wurde 
von der Bulleneinsatz
leitung abgebrochen, 
nachdem die Störungen 
ein für die Bullen nicht 
mehr kalkulierbares 
Ausmaß angenommen 
hatten.
Ein breites Bündnis hat
te auch überregional zur 
Demonstration und Ge
genkundgebung mobili
siert, beide waren von 
Polizei und Verwal
tungsgericht GE verbo
ten worden.
Von der DVU war diese 
Veranstaltung mit
DVU-Chef Frey als Red
ner als Wahlkampfab
schluß im Ruhrgebiet 
geplant. Aus einer Men
ge von 1200 Gegende
monstrantinnen flogen 
Eier auf das Podium.

Ein Greiftrupp der Poli
zei prügelte sich unter 
Tränengaseinsatz wäh
rend der Kundgebung ei
nen Weg durch die Ge
gendemonstrantinnen 
und nahm einen Antifa 

aus Dinslaken fest. Es 
kam zu zahlreichen Au
genverletzungen durch 
den Gaseinsatz.
Dem Verhafteten wurde 
ein Flaschenwurf, der in 
dieser Situation erfolgte 
und einen Bullen ver
letzte, angehängt. Erst 
nach Durchsicht der Vi
deoaufzeichnung, in der 
er nicht als Werfer zu 
erkennen war (dieser 
war vermummt), wurde 
er nach beantragter 
Haftprüfung am näch
sten Morgen freigelas
sen.
Der diesmal vorbereite
te Ermittlungsausschuß 
organisierte einen
Rechtsanwalt und regi
strierte alle weiteren 
Festnahmen.
Äußerst brutal festge
nommen wurden noch 
weitere 9 Antifaschisten 
aus Bochum, Dortmund, 
Herne und Gelsenkir-
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chen, nach Auflösung 
der Kundgebung.
Zuvor war eine Gruppe 
von Skins vom angren
zenden Busbahnhof ab
gedrängt worden.
Gegen die 9 in dem Zu
sammenhang Festge
nommenen läuft ein 
Ermittlungsverfahren 
wegen Landfriedens
bruch, Widerstand und 
Verstoß gegen das Ver
sammlungsgesetz. 5 von 
ihnen erhielten bisher 
Vorladungen zum K 14.
Gegen den verhafteten 
Antifa aus Dinslaken und 
zwei weitere Personen 
aus GE, die am Tag der 
Kundgebung selbst nicht 
festgenommen worden, 
ergingen nach Vorladun
gen mittlerweile Ankla
geschriften wegen Land
friedensbruchs bzw. 
schweren Landfriedens
bruchs.

Die beiden Gelsenkir
chener waren gezielt aus 
der Gegendemo per Vi
deo herausobserviert 
worden.
Der Vorwurf des schwe
ren Landfriedensbruchs 
bezieht sich bei zweien 
der drei auf ihre Beteili
gung an einer während 
der Greifprügelei spon
tan gebildeten Kette. 
Aus einer Reihe hinter 
der Kette flog dann be
sagte Flasche auf die 
Bullen. Kette und Fla

schenwurf werden in der 
Anklageschrift als be
wußt abgesprochene Ak
tionseinheit umgelogen 
und begründen so den 
schweren Landfriedens
bruch-Vorwurf.
Die dritte Anklage be
zieht sich auf einen Ei
wurf, einen von Hunder
ten an diesem Tag !
Kleine gnadenlose 
Einschätzung
Repression in diesem 
Ausmaß ist für das poli
tisch provinzielle GE 
neu und traf uns relativ 
überraschend. Im Ver
gleich mit Strafverfol
gungen in anderen 
Städten erscheinen die 
Anklagen, gemessen an 
den realen Ereignissen, 
überzogen 
(Eiwurf-Landfriedens- 
bruch, Kette
bilden-schwerer Land
friedensbruch) und las

sen deshalb umso deut
licher den konkreten 
Kriminalisierungswillen 
hervortreten, der wie
derum im bundesweiten 
Trend liegt.
In GE hat es aber auch 
lange nicht mehr so zu
gespitzte Auseinander
setzungen auf der Straße 
gegeben.
Die politische Polizei, 
auf deren Ermittlungs
tätigkeit alle Strafver
folgungen zurückgehen, 
sah darin die Chance, 

endlich einmal wieder 
ihre Arbeitsplätze zu le
gitimieren.
Andrerseits soll durch 
die gezielte Kriminali
sierung einzelner die 
Entwicklung eines Ver
ständnisses von Antifa
schismus zurückge
drängt werden, welches 
im Ansatz in den Verhin
derungsaktionen enthal
ten war.
Nämlich, daß sich wir
kungsvoller Antifaschis
mus nicht an die Politi
ker oder an die staatli
chen Repressionsorgane 
delegieren läßt, sondern 
immer nur das Ergebnis 
eigener Initiative und 
Handlungsfähigkeit ist.
Neuer Prozeß be
ginnt:
Am 23. März be
ginnt vor dem 
Amtsgericht Gel
senkirchen (Over
wegstr. 35) um ii 
Uhr im Saal 2A der 
Prozeß gegen Die
ter aus Dinslaken.
Seine Anklage wegen 
schweren Landfriedens
bruchs bezieht sich auf 
die erwähnte
DVU-Kundgebung am 
14.6.89.
Dieter wurde anfangs als 
Flaschenwerfer beschul
digt. Er blieb bis zum 
Morgen des folgenden 
Tags in Haft und wurde 
erst nach Durchsicht der 
Videoaufzeichnungen, 
die bewiesen, daß er die 
Flasche nicht geworfen 
hatte,freigelassen.
Wie berichtet, soll Die
ter jetzt trotzdem we
gen schweren Landfrie
densbruchs angeklagt 
werden, weil Kettenbil
dung und Flaschenwurf 
als abgesprochene Ak
tion umgelogen werden.
KOMMT MASSEN
HAFT ZUM
PROZESS!
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DEUTSCHER RECHTSSTAAT
DÜSSELDORFER KURDENPROZESS

Verschlungene Pfade geht die 
Rechtsprechung im Düsseldor
fer "Kurdenprozeß". Auf der ei
nen Seite gibt es Haftentlassun
gen und den Abbau des Glaskä
figs, auf der anderen Seite 
kommt erstmals ein "Kronzeu
ge" zum Zuge, einer, der im 
"Spiegel" als Singvogel bezeich
net wird und nur allzu gute 
Gründe hat, alles, was ge
wünscht wird, auszusagen.
Am 6. Februar hat der Sondersenat des 
Oberlandesgerichtes Düsseldorf für den 
Prozeß gegen 18 Kurdinnen und Kurden 
wegen angeblicher Mitgliedschaft oder 
Unterstützung einer "terroristischen 
Vereinigung" das Verfahren gegen einen 
der Beschuldigten, Hasan Engizek, ein
gestellt.
In einer Presseerklärung seines Vertei
digers Lothar Hinz heißt es dazu:
"Das Verfahren gegen den Mandanten 
des Unterzeichners, Herrn Hasan Engi
zek, Köln, wurde vor dem Oberlandes
gericht Düsseldorf , 5. Strafsenat, am 
29. Verhandlungstag, den 6.2.90, in der 
Hauptverhandlung mit Zustimmung der 
Verteidigung und des Generalbundesan
waltes gern § 153 Abs. 2 der Strafpro
zeßordnung wegen "Geringfügigkeit" 
und "mangelnden öffentlichen Interes
ses an der Strafverfolgung" eingestellt; 
es wurde ausdrücklich klargestellt, daß 
hiermit meinem Mandanten kein 
Schuldvorwurf mehr gemacht werde, 
das Eingeständnis irgendeiner Schuld 
des Mandanten war auch spät von der 
Verteidigung kategorisch abgelehnt 
worden... Nur auf dem Hintergrund die
ses Anklagekonstrukts (des § 129a
StGB, d. Red.) war es überhaupt erklär
lich, daß das Verfahren speziell auch 
gegenüber dem Mandanten des Unter
zeichners überhaupt eröffnet wurde, 
obwohl die Haltlosigkeit der Vorwürfe 
für jeden halbwegs objektiven Betrach
ter von vornherein erkennbar war. Ohne 
daß sich an dieser "Beweislage" in den 
letzten zwei Jahren irgendetwas geän

dert hätte, bevor überhaupt irgendeine 
Einlassung irgendeines Angeklagten zur 
Sache erfolgte, bevor auch nur der er
ste Zeuge verhört wurde, kam es nun zu 
der beschriebenen Einstellung des Ver
fahrens wegen "Geringfügigkeit". We
gen dieser "Geringfügigkeit" hat mein 
Mandant unter anderem folgendes er
dulden müssen:
- die Vorverurteilung als "Terrorist" in 
den einschlägigen, unter anderem auch 
türkischen Medien; verbunden damit 
die Unmöglichkeit, in die Türkei auch 
nur zu Besuchszwecken zu reisen; als 
"PKK-Terrorist" würde er dort sofort 
festgenommen und müßte mit der An
wendung der Todesstrafe rechnen.
- Die Durchsuchung seiner Wohnung 
durch ein Sondereinsatzkommando der 
Polizei, welches die Wohnung teilweise 
demolierte. Hierfür wurde ihm aus
drücklich keine Entschädigung zugebil
ligt.
- Mehrere Monate Untersuchungshaft 
trotz Erkrankung, während der er in
tensiven "Bearbeitungsversuchen" des 
Bundeskriminalamtes ausgesetzt war 
und unter ständigem psychischem 
Druck zu "Geständnissen" veranlaßt 
werden sollte, auch insoweit wurde ihm 
eine Entschädigung jetzt ausdrücklich 
verweigert.
- Der Verlust seines Arbeitsplatzes und 
die Unmöglichkeit ,eine neue Arbeit zu 
finden."
Zusätzlich zu Hasan Engizek, dessen 
Verfahren ja ganz eingestellt wurde, 
kamen am 8. und 9.2. sechs weitere vor 
dem OLG Düsseldorf angeklagte Kur
den frei: Yasemin Gedik (einen Brief 
von ihr aus dem Knast hatten wir schon 
in der AntifaZ, Hüseyin Celebi, Musta-

Kurzsdiulung: Was ist doitsch?

D0IT5CHER
SCHNURRBART

UNDOIT5CHER 
SCHNURRBART
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fa Erbil, Ali Sapan, Erol Kedik und Ke
mal Güngöze. Gegen alle sechs Ange
klagten bleibt die Anklage in vollem 
Umfang aufrechterhalten, nur der 
Haftbefehl wird außer Vollzug gesetzt. 
Bevor sie freigelassen wurden, mußten 
Freunde und Angehörige Kautionen von 
zusammen mehr als 100000 DM bei Ge
richt hinterlegen. Uber die Freilassung 
zweier weiterer Angeklagter wird noch 
verhandelt: Ibrahim Kadah und Selhat- 
tin Celik werden eventuell freigelas
sen. Hier verlangen Gericht und Bun
desanwaltschaft erneut mehr als 
100000 DM Kaution! Nach Angaben der 
Verteidiger lassen Gericht und Bundes
anwaltschaft in den Verhandlungen um 
die Freilassungen keinen Zweifel daran, 
daß es ihnen darum geht, auch bei der 
Aufhebung des Vollzugs der Haftbefeh
le für diese Angeklagten die kurdische 
Arbeiterpartei (PKK) maximal zu schä
digen. Offen erklären sie in den Ver
handlungen: "Das bezahlt sowieso die 
Partei!"
Zu Euphorie besteht also kein Anlaß. 
Zumal die Bundesanwaltschaft in der 
Vergangenheit, etwa bei der Freilas
sung Selman Arslans, kurz nach dessen 
Entlassung die nächsten Kurdinnen und 
Kurden festnahm.
Dennoch werfen die Freilassung Engi- 
zeks und die Aufhebung des Vollzugs 
mehrerer Haftbefehle ein grelles Licht 
auf die Methoden des OLG Düsseldorf 
und auf die Fragwürdigkeit der Ankla
gen. Viele werden sich noch an die Pres
seberichte über angebliche "PKK- 
Volksgerichte" in der BRD erinnern. 

Da gab es zum Beispiel das "PKK-Ge
richt" in Köln, das den jetzt als Zeugen 
auftretenden Hasan Dogan angeblich 
zum Tode verurteilte, bevor er sich am 
Rosenmontag in Köln in Unterhosen zur 
Polizei "rettete". Bei diesem angebli
chen Volksgericht ist die Lage nun so:
- Selman Arslan, der angeblich das To
desurteil gegen den Zeugen der Bundes
anwaltschaft bestätigt hat, ist frei, das 
Verfahren gegen ihn eingestellt.
- Yasemin Gedik, angeblich Beisitzerin 
im Verfahren, in Wirklichkeit gerade 
aus türkischer Haft entkommen, in die 
BRD eingereist und beim Kurdistan- 
-Komitee in Köln im Büro: Haftbefehl

Kurzschulung: Was ist doitsch?

DOITSCHER STERN UNDOlTSCHER 
STERN

DOITSCHE FRIEDENSTAUBE UND0IT5CHE FRIEDENSTAUBE

außer Vollzug.
- Hasan Engizek, angeblich Mieter der 
Wohnung, in der Dogan behauptet, "ein
gesperrt" gewesen zu sein: Verfahren 
eingestellt.
- Hüseyin Celebi, angeblich "Bewacher" 
des zum Tode Verurteilten und im Au
genblick der "Flucht" Dogans aus der 
Wohnung Engizeks gerade, obwohl "ein
ziger Wärter" unter der Dusche: Haft
befehl außer Vollzug.
Trotzdem: Die Anklage der Bundesan
waltschaft bleibt in allen Punkten auf
rechterhalten!
Die Bundesanwaltschaft spekuliert auf 
ihren "Singvogel", einen Kronzeugen 
wie aus dem Bilderbuch. Dieser Kron
zeuge, mit dem Namen Ali Cetiner, 
steht im Augenblick in Moabit vor Ge
richt und soll sich dort wegen eines ihm 
zur Last gelegten Mordes verantwor
ten. Aber, so schreibt der "Spiegel", 
"das muß ihn nicht weiter schrecken - 
nicht Allah sei Dank, sondern dem 
westdeutschen Generalbundesanwalt 
Kurt Rebmann." Er soll nur eine Mini
malstrafe bekommen, wenn er sich an 
die Abmachungen mit der Justiz hält. 
Der "Spiegel": "Teil des Handels zwi
schen der Justiz und Cetiner ist näm
lich, daß er im Düsseldorfer Prozeß als 
Belastungszeuge erscheint."
Es darf spekuliert werden, was jemand 
im Rahmen eines solchen Abkommens 
alles auszusagen bereit ist.
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INTERVIEW MIT:
GARIP YILMAZ, ASYLBEWERBER AUS DER TÜRKEI

Seit einigen Wochen lebt Garip 
Yilmaz aus der Türkei als Asyl
bewerber in der Bundesrepublik. 
Angesichts der augenblicklichen 
"Deutschland"-Welle in der BRD 
treten für viele die Sorgen von 
Asylbewerbern völlig in den 
Hintergrund.
Kaum noch zur Kenntnis genom
men wurde die Verschärfung der 
Ausländergesetzgebung. Reps 
und andere neofaschistische 
Gruppen wollen dafür sorgen, 
daß "Asylanten" in Zukunft 
"schon an der Grenze abgescho
ben" werden.
Obwohl Garip .inzwischen eine 
Wohnung gefunden und vor dem 
Verwaltungsgericht seinen An
trag auf Asyl gestellt hat, soll 
er in kurzer Zeit mit seiner Fa
milie einfach nach Ulm verscho
ben werden. Zur Zeit wohnt er 
in Herne, wo Freunde und Ver
wandte leben.
Wir haben ihn besucht und das 
folgende Interview mit ihm 
durcheeführt.

AntifaZ: Wie beurteilst Du die augen
blickliche Lage der demokratischen 
Opposition in der Türkei ?
Garip: Seit dem faschistischen P tsch 
von 1980 versucht das Regime, die poli
tischen Gefangenen in den Gefängnis
sen zu vernichten. Dies ist nicht gelun
gen, weil die politische Opposition von 
Anfang an auf breiter Ebene Wider
stand geleistet hat. Obwohl viele seit 
Jahren inhaftiert sind, konnte der Wi
derstand nicht gebrochen werden. Auch 
die augenblickliche Regierung läßt dem 
Militär völlig freie Hand, weil sie jede 
Linkswendung im Land mit Ge*alt ver
nichten will.Die revolutionäre Linke ist 
ihr vollkommen verhaßt.Deshalb wird 
immer wieder versucht, mit massiven 
Folterungen den Widerstand zu ver
nichten. Dies ist aber nicht gelungen, 
im Gegenteil hat der politische Kampf 
erneut zugenommen.

AntifaL: Wir haben erfahren, daß seit 
2 Monaten im Gewerkschaftsverband 
Türk-Is eine linke Mehrheit existiert. 
Kann man sagen, daß die Arbeiterbewe
gung wieder an Stärke zugenommen hat ?•

Garip: Seit der Verfassungsänderung 
von 1982, bei welcher mit Abschaffung 
des § 62 sämtliche demokratischen 
Rechte beseitigt wurden, wurde die

Repression gegen die Opposition in 
massiver Weise durchgeführt.
Diese Verfassungsänderung wurde bei 
einer Volksabstimmung angeblich durch 
92 % der Bevölkerung befürwortet. Dies 
wurde allerdings nur dadurch möglich, 
daß das Militär in den Dörfern massive 
Repressionen ausübte. Dieser Staats
terrorismus bestand z.B. darin, daß sich 
die Bewohner eines Dorfes nackt in den 
Schnee legen mußten und gefoltert 
wurden, so daß sie für die Verfassungs
änderung stimmten.
Daß diese Zahl manipuliert wurde, sieht 
man auch daran, daß bei den Kommu
nalwahlen Mitte 1987 für die özalpar- 
tei Anap nur 21 % Stimmen abgegeben 
wurden, während auf das Bündnis von
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SHP, SDHP, DSP und SP insgesamt 32 % 
der Stimmen entfielen. Weitere 21 % 
entfielen auf Demirels DEP.
AntifaZ: Was waren die wichtigsten 
Punkte der Verfassungsänderung ?
Garip: Das Grundgesetz wurde voll
kommen aufgehoben. Die Menschen
rechte, die Koalitionsfreiheit, die Ver
sammlungsfreiheit, das Streikrecht 
wurden beseitigt.
AntifaZ: Sind also Streiks noch illegal ?

Garip: Formal gesehen gibt es zwar 
wieder ein Streikrecht. Es wird aber 
den Arbeitern in der Praxis keine Mög
lichkeit zum Streik gegeben, da der Ar
beitgeber nach einer Frist alle Arbeiter 
entlassen kann.
AntifaZ: Kannst Du uns etwas über 
die Repressionen in der Türkei in den 
vergangenen Jahren berichten ?
Garip: Ein Beispiel: Im Jahr 1979 wur
de im Ami/Juli in der Stadt Marrasch 
das Stadtviertel der Yörüksel-Straße 
von den Faschisten der MHP unter Boz- 
kurt überfallen. Hier wohnten überwie
gend fortschrittliche Aleviten. Die Fa
schisten töteten viele Menschen, sie 
schnitten schwangeren Frauen die Kin
der aus dem Leib und schlugen diese an 
die Häuserwände.
Ähnliche Massaker wurden in Siv.as, Co
rum und Malataya begangen.
Für diese Massaker ist der Führer der 
Faschisten, Aspaslan Türkes verant
wortlich.
Durch konkrete Beweise der Organisa
tion amnesty international wurden die 
Schuldigen überführt. Es ist bewiesen, 
daß seit 1980 in der Türkei mindestens 
229 Menschen durch Folter getötet 
worden sind, mindestens 59 weitere 
sind verschwunden. Man kann sich also 
gut vorstellen, wie unter diesen Bedin
gungen die Lage in der heutigen Türkei 
aussieht.
AntifaZ: Bist Du selber gefoltert 
worden ?
Garip: Ich bin vor und während mei
ner Haftzeit auf unterschiedliche Wei
se gefoltert worden: a) durch Schläge 
mit Bambusstöcken auf die nackten 
Fußsohlen, b) durch Stromstöße, 
c) durch Aufhängen an einem Bein, d) 
durch Aufhängen an den nach hinten 
gedrehten Armen, e) nach der Fußfolter 
durch Laufen über Glasscherben und 
Gestrüpp (was Blutvergiftungen zur 
Folge hat), f) eine besonders schlimme 
Folter: Aufhängen an den Füßen und 

Verdrehen der Genitalien, was meistens 
Impotenz zur Folge hat.
Antifaz: Die Regierung der Türkei 
behauptet aber, daß die Türkei sich auf 
dem Weg zur Demokratie befindet.

Garip: Davon kann keine Rede sein. 
Das wird zwar offiziell behauptet, aber 
die Wirklichkeit sieht anders aus. Eini
ge Beispiele:
In kurdischen Dörfern zwangen Unter
offiziere die Dorfbewohner, ihren ei
genen Kot zu essen.
Die deutsche Soziologin H. Schlumber
ger wurde inhaftiert, als sie eine Unter
suchung über die Kurden durchführen 
wollte. Erst durch den persönlichen 
Einsatz von Außenminister Genscher 
konnte ihre Freilassung erreicht wer
den, und das nur unter großen Schwie
rigkeiten. Solche Beispiele zeigen, daß 
von Demokratie in der Türkei nicht die 
Rede sein kann.
AntifaZ: Kannst Du uns noch etwas 
mehr zur Lage der politischen Häftlin
ge berichten ?
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Garip: Ich selber wurde von Mersin 
nach Erdem und dann nach Bursa ver
legt. So wie mir geht es den hunderttau
send anderen politischen Gefangenen, 
sie werden von ihren Familien und 
Freunden isoliert, es soll verhindert 
werden, daß in den Gefängnissen Wider
stand entsteht, sie sollen letztendlich 
vernichtet werden. Nach der Entlas
sung hat ein politischer Gefangener 
kaum Chance’J Arbeit zu finden, sie dür
fen in keinem staatlichen Betrieb ar
beiten, was angesichts der Tatsache, 
daß die meisten Betriebe zumindest 
halbstaatlich sind, ein Berufsverbot be
deutet. Ihnen ist jede politische Tätig
keit untersagt, sie werden ständig be
spitzelt. Nehmen sie nur eine Broschüre 
in die Hand, werden sie erneut vor Ge
richt gestellt und zu höheren Strafen 
als den bereits verbüßten verurteilt.
Antifaz: Wie sah Deine politische Tä
tigkeit aus ?

Stadtplan MERSIN

1—Touristeninformation, 2—Busbahnhof, 3—Rathaus, 4—Regierungshalle, 
5—Hospital, 6—Zollamt, 7—Bahnhof, 8—Post, 9—Turkish Airlines, 10— Polizei, 
11 -Turkish .Maritime Lines. ■ —Hotels, ★—Banken.

Garip: Ich hatte mich der
Kurtulu$-Bewegung angeschlossen, die 
1972 gegründet worden war. Diese Be
wegung wollte eine sozialistische Be
freiung auf gewaltlosem Weg errei
chen.Bei Wahlen rief sie zur Wahl der 
sozialdemokratischen Parteibündnisse 
auf, steht selbst aber links von den sozi
aldemokratischen Parteien.
1976 hat sich die Türk Halk 
Kurtulu$-Partei in zahlreiche kleine 
Parteien zersplittert. Heute soll ver
sucht werden, diese Zersplitterung un
ter der türkischen Linken zu überwin- 

ßg den und stärker gemeinsame Positionen 

zu finden.In der letzten Zeit ist auch 
wieder eine Kurtulu?-Bewegung ent
standen, sie ist keine Partei, sondern 
arbeitet in verschiedenen Bereichen, 
z.B. in der Friedensbewegung.Auch 
heute arbeiten noch alle Bewegungen, 
die aus der Spaltung von 1976 hervorge
gangen sind, miteinander, es gibt allein 
54 einzelne Bewegungen.
Was meine eigene Situation betrifft: 
Ich konnte entweder in der Türkei blei
ben, was einen baldigen erneuten Ge
fängnisaufenthalt nach sich gezogen 
hätte oder emigrieren. Ich habe mich 
entschieden, in der BRD um politisches 
Asyl zu bitten.

Anti faZ: Kannst Du uns abschließend 
noch etwas zu Deinen ersten Ein
drücken in der BRD sagen ?
Garip: Ich habe Achtung vor den
Deutschen-außer den Neofaschisten. 
Was mich aber gewundert hat: Obwohl 
ich in Bochum und Herne viele Freunde 
habe, ist es ungeheuer schwer, für mich 
und meine Familie eine Wohnung zu fin
den. Als ich nun vor 2 Monaten eine 
Wohnung gefunden hatte, beschloß die 
Ausländerbehörde, daß ich nach Ulm 
umziehen soll. Das verstehe ich nicht. 
Insbesondere gibt es viele Leute, die 
nicht politisch verfolgt wurden und un
gehindert hier wohnen können. Was ist 
der Sinn ?
Ansonsten genieße ich aber die Frei
heit, Zeitungen zu lesen und herumzu
laufen, ohne Angst haben zu müssen, 
auf der Straße verhaftet zu werden. Ich 
brauche keine Angst mehr vor Folter zu 
haben. Ich glaube, daß niemand, der 
dies nicht am eigenen Leib erlebt hat, 
diese Freiheiten wirklich zu schätzen 
weiß.
AntifaZ: Garip, wir danken Dir für 
dies Interview und hoffen sehr, daß Du 
hier in Herne im Kreis Deiner Freunde 
und Verwandten bleiben kannst.Alles 
Gute für Dich und Deine Familie.



DER TÜRKISCHE DICHTER
NIHAT BEHRAM

GURBET - DIE FREMDE
NIHAT BEHRAM, geboren 1946 in Kars/Osttürkei, lebt seit seiner 
Ausbürgerung 1985 in Frankreich und der Bundesrepublik Deutsch
land. Er veröffentlichte zahlreiche Lyrik- und Sachbuchtitel, die 
größtenteils in der Türkei verboten sind.
Sein Buch "GURBET" ( deutscher Untertitel: "Die Fremde" ) ist 1986 
in der Türkei erschienen und dort auch noch im Buchhandel erhält
lich.
Am 9. Februar las Nihat im Dortmunder Buchladen "TARANTA 
BABU" aus diesem Buch.

"...Ich frage:
was suchen sie
wenn ein Mensch an einen Balken gefesselt und gepeitscht, 
sein Gehirn zerfetzt wird, 
und Fäuste über Fäuste über Fäuste
und aus seiner mit gestoßenem Glas gefüllten Kehle 
sich die Worte klagend ergießen 
was interessieren den Mörder
die beklagten, doch ungebrochenen Dinge..."

Zeilen aus dem lyrischen 
Werk Nihat Behrams, die 
er in seinem Buch "Töd
licher Mai" (Peter Ham
mer Verlag, Wuppertal), 
Tagebuch der Folterung 
und des Todes des Grün
ders der TKP/ML, Ibra
him Kaypakkaya, im Mai 
1973 als Motto über ei
nes der Kapitel setzt.
Das Buch "Tödlicher 
Mai" richtet sich gegen 
das Militärsystem in der 
Türkei, und die heutige, 
"demokratisierte" Tür
kische Republik hat das 
Buch ebenso verboten 
wie die Lyrik Nihats, ja, 
das Buch war sogar öf
fentlich verbrannt wor
den. Dem Verfasser, der 
auch am filmischen 
Schaffen des verstor
benen Regisseurs Yil
maz Güney beteiligt 
war, wurde 1985 die tür
kische Staatsbürger-

GURBET
Die Fremde

schäft aberkannt, und er 
lebt seither in Frank
reich und auf Einladung 
durch die
Heinrich-Böll-Stiftung 
seit zwei Jahren mit ei
nem französischen Paß 
in der BRD, wo er an der 
Vorbereitung zur Veröf
fentlichung des deut
schen Textes mitgewirkt 
hat.
Sein Buch "Gurbet" ist 
1986 in der Türkei er
schienen.
Von diesem Buch und ei
ner Lesung daraus soll 
im folgenden die Rede 
sein.
Diese Lesung fand in 
Do rtmund im Buchla
den Taranta Babu 
statt. Erschienen waren 
25 Personen, überwie
gend türkischer Natio
nalität. Während der Au
tor selbst Passagen aus 
seinem Buch auf tür-
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kisch las, las der Inhaber 
des Buchladens, Hasan 
Sahin, die entsprechen
dendeutschen Passagen. 
Die anschließende Dis
kussion bewegte sich au
ßer in diesen beiden 
Sprachen auch noch auf 
englisch.

"Die 
Fremde" (im Sinne 
von "Exil", "Ort der 
Verbannung") ist 
zwar eine lexika
lisch zutreffende 
Wiedergabe des tür
kischen Wortes
"Gurbet", das 
Wort ist jedoch 
in seiner aus 
dem Arabischen 
stammenden Be
deutungsbreite 
umfassender 
(was etwa in der 
Kombination 
"gurbet cetmek" 
= "Heimweh ha
ben" angedeutet 
ist): Es kann zu
gleich Schmerz 
und Hoffnung be
inhalten. 
Beschrieben wird 

sozusagen als 
ein Musterbei
spiel - das 
Schicksal eines 

Mannes, der sich 
wegen der in sei
ner Heimatdiir- 
kei) fehlenden 
Erwerbsmöglich
keiten gezwun
gen sieht, sich 
von dieser zu 
trennen, um auf 
Jahre hinaus in 
der Fremde eine 
Lebensgrundlage 
zu finden; die 
Zeit der Anwer
bung türkischer 
Arbeitskräfte 
durch die großen 
Industrieunter
nehmen Westeu
ropas über Agen
turen in der Tür
kei ist jedoch 
inzwischen vor
bei.
Trotz der Trost- 
losigkeit und
Einsamkeit, ver
stärkt noch
durch den Kul
turschock (ande
re Sprache, G e - 
wohnhe i ten, 
Ordnungen, Ge
setze, Verbote) 
und den Zwang 
zur Anpassung 
(in Paris etwa in 
Form des allge
genwärtigen 
Terrors der CRS, 
einer Mischung 
aus GSG 9 und 
MEK), um nicht 
völlig "unter die 
Räder" zu kom
men, gelingt es 
ihm, sich in 
Frankreich eine 
halbwegs gesi
cherte Existenz 
als Hilfsarbeiter 
in einer Pariser 
Textilfabrik 
aufzubauen, des
sen türkischer 
Inhaber nicht 
weniger ausbeu
terisch ist als 
jeder andere Ka

pitalist. Seine 
Familie, von der 
er so lange ge
trennt hat leben 
müssen, muß er 
jedoch ins Land 
schmuggeln.
Beim Weg durch 
einen langen Ei
senbahntunnel, 
den Hoffnungs
schimmer des 
Tunnelausgangs 
schon im Blick,

und mit der Er
leichterung, es 
in wenigen Minu
ten endlich ge
schafft zu ha
ben, auch wo h 1 
etwas leichtsin
nig geworden, 
kommen er, sei
ne Frau und zwei 
seiner drei Kin
der jedoch i m 
wahrsten Sinne 
des Wortes "un
ter die Räder" 
und werden zer
malmt.
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aus: "Gurbet":
Plötzlich erblickte Sabri ein Funkeln in der Ferne. Wie eine funkelnde Perle strahlte 
der Ausgang des Tunnels. Sein Atem stockte ihm im Hals. All seine Kraft floß ihm in 
die Augen. Dann löste sich sein Herz, wurde zu Stimme : "Jaaaaaaa !"
Das Funkeln der Perle in der Ferne war Sonne, die im kalten Schoß eines finsteren 
Brunnens aufgeht, war Luft, war Atem, war Wärme. Sie zuckten, als erwachten sie 
aus kalter Finsternis, freuten sich, als erwachten sie aus einem Alptraum. Ihre Augen 
zogen sich zusammen, öffneten sich dem Licht. Die Dunkelheit zog sich zurück. Die 
Kälte legte sich. Der Schmerz zuckte und ließ seine Peitsche fallen. Freude blendete 
ihre Lippen, erwärmte sie und legte Spuren des Lachens. Das Licht der Welt funkelte 
in der Perle dort hinten, es grub sich in den Bauch des Berges, floß tief in ihn hinein.
Dort hatte die Dunkelheit Feuer gefangen und brannte. Dort hatte der Berg den Mund 
geöffnet und atmete das Licht tief ein. Das Licht fiel auf Sabris Herz. Es war wie Alis 
Gesicht, das Lichtertor, wie seine Augen, wenn er vom Schlaf erwacht. Wie Nurtens 
Augen war es, das Lichtertor. Wie ihr schamhaftes Gesicht am Tag ihres ersten 
Kusses. Nurten hatte ihre schwarzen Haare aus dem Gesicht gestrichen und schaute 
atemlos. Der Tunnelausgang war wie eine Blüte an einem jungen Frühlingsast. Dort 
blühte der finstere, eisige, steinige Bauch des Berges. Wie ein schillernder Schmet
terling in der Dunkelheit flatterte der Tunnelausgang vor ihnen. Atem für Atem 
näherten sie sich ihm, näherten sich dem Schmetterling, der Blüte...Sie wollten sich 
nicht mehr umdrehen und schauen, nicht mehr in das kalte Gesicht der Kälte schauen, 
nicht mehr den dumpfen Schrei der Leere hören. Sie hatten den Morgen vergessen. 
Sie hatten das Gestern vergessen. Sie haten den vorigen Tag, die vorige Woche, den 
vorigen Monat, das vorige Jahr vergessen. Sie hatten die Dunkelheit vergessen, die 
sie Schritt für Schritt durchlaufen hatten. Sie hatten die Angst, das Zittern, das Wim
mern vergessen. Mit schnellen Schritten liefen sie, ihre Münder dem Lichtermund des 
Tunnels entgegenzuhalten, den Himmel einzuatmen. Das Licht wuchs, wurde intensi
ver. Es rief sie. Sie hatten sich losgelassen und liefen...
"Da ist Frankreich!" schrie Sabri. "Hinter diesem hellen Tor ist Frankreich!"
Das Licht des Himmels schlug schon auf ihre Gesichter. In blauen Ringen flimmerte 
es vor ihnen. Der Himmel wurde weiter.
Urplötzlich schien der Berg in sich zusammenzufallen. Das Lichtertor verdunkelte 
sich. Alles verdunkelte sich. Der Stein wurde wild, das Eisen wurde wild. Alles wurde 
zu Feuer. Wurde Wind, wurde Schrei...
Urplötzlich verstopfte der Zug, der seine Stimme hinter dem Berg zurückgehalten 
hatte, das Lichtertor und leerte seine Stimme in den Tunnel, leerte sein Feuer in den 
Tunnel. Ein gewaltiger Strom fuhr in den Bauch des Berges wie ein schwarzer Dolch. 
Der Berg schäumte. Die Dunkelheit schäumte. Funken sprühten von Haut und Kno
chen. Ihre Herzen sprühten Funken. Ihre Lippen sprühten Funken. Blut wurde zer
quetscht zwischen Eisen und Stein. Leben wurde zum Funken und sprühte.(...)
Der Himmel flammte auf und verdunkelte sich wieder am Eingang des Tunnels. Es 
plätscherte. Regen setzte ein.
1984 Paris.

39



BUNDESPARTEITAG DER FAP
AM 10.3.90

Am 10. März 1990 beabsichtigt die faschistische FAP, einen Bundespar
teitag durchzuführen.
In dem internen Informationsschreiben der FAP heißt es:
"Zum Treffpunkt fährt man auf der A 46 von Düsseldorf in Richtung 
Heinsberg. Am Ende der Autobahn(Ausfahrt Hückelhoven) biegt man 
links in Richtung Hückelhoven ab und fährt geradeaus bis zum Orts
eingang "Stadt Hückelhoven". Dort treffen wir uns um 12.00 Uhr.(...) 
Aus Gründen der Sicherheit wird der eigentliche Versammlungsort 
erst am Treffpunkt bekanntgegeben.(...)"
Unterschrieben ist die Einladung von F. Busse(Bundesvorsitzender) und 
S. Borchardt(stellv. Bundesvorsitzender).
Antifaschistinnen! Trefft Eure Vorbereitungen!

VERHINDERN WIR DEN BUNDESPARTEITAG DER FAP !

ANZEIGE

Attatroll
Buchladen GmbH

• Papierivaren •

• Postkarten •

• Bücher •

Öffnungszeiten. Mo-Fr 9-18.30 & Sa 9-14.00

• Herner Str./Ecke Paulusstr. •
• 4350 Recklinghausen •

• Tel. 02361-17002 •


